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Noch kein Zuschlag
Das Urteil des Bundesgerichts zur Erhöhung der
Leistungsabhängigen Schwerverkehrsabgabe
(LSVA) per 2008 trifft den Strassentransport in
aller Härte. Erneut nimmt die Kostenbelastung,
die den Kunden eigentlich weiterverrechnet wer-
den müsste, massiv zu. Trotzdem sprach sich
die Delegiertenversammlung des Schweizeri-
schen Nutzfahrzeugverbandes Astag gegen die
offizielle Erhebung eines Stauzeitkosten-Zu-
schlags aus. Ziel dieser Massnahme wäre es ge-
wesen, die staatliche Abgabenerhöhung in die
Preise zu integrieren. Die zuständigen Astag-
Gremien werden sich allerdings mit einem Ein-
bezug der Stauzeitkosten in die Kalkulations-
grundlagen für das Jahr 2011 befassen. Gst

staukosten

kMu-entlastung – Die Schweizer Holzbranche und der sgv kämpfen gegen Überregulierungen
bei Herkunftsdeklarationen von Holz.

TeilsieggegendieBürokratie

Das ist eine unnötige und aufwendige
bürokratische Zusatzbelastung.» Die-
se Ansicht teilt auch sgv-Direktor
Hans-Ulrich Bigler: «Neue Regulierun-
gen können und müssen so gestaltet
werden, dass die KMU nicht unter die
Räder kommen. Das SECO hat dies
leider einmal mehr nur teilweise be-
griffen.» Entsprechend ist für die bei-
den Verbände die Sache nicht vom
Tisch, auch wenn die Verordnung am
1. Oktober 2010 (mit Übergangsfrist
bis Ende 2011) in Kraft tritt. Hans
Rupli dezidiert: «Wir werden Nach-
besserungen verlangen, wenn die EU
ihre eigene Regelung präsentiert.»

Patrick M. Lucca

Das Staatssekretariat für Wirtschaft
SECO wollte – von einer Motion im
Bundesparlament angestossen – Im-
port und den Handel mit illegalem
Holz gänzlich verbieten. Dazu
braucht es eine neue Verordnung
zum Konsumenteninformationsge-
setz. Dabei wollten die Behörden je-
doch sehr weit gehen und strebten
zum Leidwesen der Schweizer Holz-
branche einige schikanöse Regulie-
rungen an. Holzbau Schweiz und
auch der Schweizerische Gewerbe-
verband sgv wollten dies schon in
der Vernehmlassung nicht hinneh-
men, obwohl sie mit dem Hauptan-
liegen – dem Schutz der Tropenwäl-
der – einverstanden waren.

klare Forderungen

Um die Ablehnung der SECO-Pläne
klar zu demonstrieren, wurde die
Problematik auch von der Delegier-
tenversammlung Holzbau Schweiz
aufgenommen. In einer einstimmig
verabschiedeten Resolution wurden
die wichtigsten Forderungen aufge-
listet. Der Verband befolgte damit die
Empfehlung des sgv, den Kampf ge-
gen neue administrative Lasten und
unnötige Regulierungskosten zu in-
tensivieren. Die Entschliessung ver-
langt vorab den Verzicht auf die all-
gemeine Deklaration von Holzart und
-herkunft, weil damit unklar bleibt,
ob es sich um legales oder illegales
Holz handelt. Eine zweite Forderung
wandte sich gegen eine im Vergleich
zur EU vorauseilende Regelung, die
bei den Importeuren zu einem Mehr-
aufwand bei der Informationsbe-
schaffung und zu Wettbewerbsnach-
teilen geführt hätte. Die Delegierten
plädierten schliesslich dafür, dass bei

Einzelanfertigungen und Kleinserien
die Art und Herkunft nur auf Anfra-
ge der Kundschaft im Einzelfall zu
belegen ist.

Verordnung genügt teilweise

Die Interventionen der Branche ha-
ben Früchte getragen: Der Bundesrat
hat nun eine Verordnung über die
Deklarationspflicht verabschiedet,
welche die ursprünglichen SECO-Vor-
stellungen stark korrigiert. In einer
ersten Etappe werden nur Rund- und
Rohholz und bestimmte Produkte aus
Massivholz, deren Herkunft und Art
relativ leicht ermittelt werden kön-
nen, einer Deklarationspflicht unter-

stellt. Die Ausdehnung auf weitere
Holzprodukte soll erst geprüft wer-
den, wenn Klarheit über den Inhalt
der künftigen EU-Regelung besteht.

exemplarischer Fall

Hans Rupli, Zentralpräsident von
Holzbau Schweiz, ist allerdings nicht
ganz zufrieden: «Unsere Firmen wer-
den jetzt gegenüber der Konkurrenz
im EU-Raum zwar geschont. Leider
ist das SECO auf dem halben Weg ste-
cken geblieben, weil die jährliche Pau-
schaldeklaration der Herkunft auch
bei Kleinserien und Einzelstücken zur
allgemeinen Pflicht erklärt und nicht
auf den Einzelfall beschränkt wurde.

AZA 3001 Bern

die aus den Regulierungen hervor-
gehenden Pflichten nicht nur Zeitver-
luste und zusätzliche finanzielle Kos-
ten, sondern sie bremsen auch das
Wirtschaftswachstum und schwächen
die internationale Wettbewerbsfähig-
keit.» Um diesen Trend umzukehren,
müsse die Regulierungslast transpa-
rent sein. «Heute fehlt aber zuverläs-
siges Zahlenmaterial», betont der sgv-
Präsident. Schätzungen aufgrund ei-
ner wissenschaftlichen Studie im Auf-
trag des sgv haben kürzlich ergeben,
dass die Regulierungskosten mögli-
cherweise über 50 Milliarden Franken
betragen könnten (vgl. sgz Nr. 21 vom
28. Mai). Lu

Vor zwei Wochen
hat der sgv-Kon-
gress in Lugano
eine Resolution
verabschiedet,
die eine Senkung
der Regulierungs-
kosten verlangt.
Die Aufwände
für administra-

tive Belastungen, die Einhaltung der
Rechtsnormen sollen damit bis 2018
um 20 Prozent bzw. zehn Milliarden
Franken gesenkt werden. Um diesen
komplexen Prozess in Gang zu set-
zen, braucht es aber eine genaue Be-
standesaufnahme dieser Kosten. Als

ersten Schritt haben deshalb der sgv-
Präsident und Nationalrat Bruno Zup-
piger sowie sgv-Vorstandsmitglied
und Ständerat Jean-René Fournier
eine gleichlautende Motion einge-
reicht. Damit wird der Bundesrat be-
auftragt, bis Ende 2011einen Bericht
zur Messung der staatlichen Regulie-
rungskosten in den Schweizer Unter-
nehmen vorzulegen.
Für Bruno Zuppiger ist klar: «Wir
dürfen nicht so weitermachen. Die
Regulierungskosten steigen laufend,
obschon die Überprüfung der Wirk-
samkeit der Massnahmen des Bundes
im Artikel 170 der Bundesverfassung
verankert ist. Den KMU verursachen

RegulieRungskosten – Gewerbeparlamentarier reichen Motion ein.

Bundesrat soll für Klarheit sorgen

Diese WoCHe – Was hält «Mister Verkehr»
Max Friedli vom Schweizer Transport-
gewerbe? 3

geWeRBe aktuell – Die eev will ihre
Vorreiterrolle bei Energieeffizienz aus-
bauen. 5

letZte seite – Neuer sgz-Kolumnist
Rudolf Strahm über die Höhere Berufs-
bildung. 12

Die Verarbeitung von legalem Tropenholz in der Schweiz (hier Parkettherstellung) soll nicht durch schickanöse Vorschriften
erschwert werden, fordert Holzbau-Schweiz-Präsident Hans Rupli (kleines Bild).

sgv-Präsident Bruno Zuppiger:
«Wir brauchen zuverlässiges Zahlen-
material.»

Erste Erfolge bei der

KMU-Entlastung

Neuer Lesernutzen

Die Internetdichte in der Schweiz ist
weltweit gesehen eine der höchsten.
Information steht damit in Sekun-

denschnelle zur Verfügung, neue Kommuni-
kationsnetze sind daraus entstanden und
auf der elektronischen Plattform bildeten
sich neue Märkte.
Diese Entwicklung schafft insbesondere für
KMU ganz neue Chancen im Bereich des
Marketings.Verschlangen bisher Anzeigen in
überregionalen Zeitungen oder gar Fernseh-
werbung enorme Budgetsummen – und
fielen damit für viele KMU ausser Betracht –,
so kann heute via Internet mit wenig Geld
eine optimale Wirkung erzielt werden. Das
Internet hat die Kosten dramatisch gesenkt
und das Geschäftsleben von Distribution
und Logistik bis hin zu Kundenakquisition
und Service grundlegend geändert.
Diese Veränderung wurde durch viele Fakto-
ren vorangetrieben, von denen der wahr-
scheinlich wichtigste die Kosten für Marke-
ting und Kundenanbindung sind. Bei Goog-
les Such-Marketing bezahlen die Anzeigen-
kunden nur, wenn ein Nutzer auf ihre
Anzeige klickt, sodass dieses Modell voll-
ständig nachvollziehbar ist. Sogar Mini-
unternehmen, die aus einer Garage irgend-
wo auf dem Land aus operieren, können so
neue Gelegenheiten nutzen, solange sie nur
über eine Website verfügen und ein gutes
Produkt oder einen guten Service anbieten.
Das war früher undenkbar.

Was liegt also näher, als mit einer
Leseraktion in der Schweizeri-
schen Gewerbezeitung sgz den

KMU diese Marketingwelt gezielt zu erschlies-
sen. Die Suche wird für die Verbraucher
immer mehr zum Ausgangspunkt für ihre
Kaufentscheidungen, weshalb Suchmaschi-
nen-Marketing heute eine wichtige Waffe im
Arsenal des modernen Marketing-Profis in
KMU ist. DETAILS AUF SEITE 4

Die Meinung

Hans-Ulrich Bigler,
Direktor Schweizerischer
Gewerbeverband sgv
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MaX FrieDLi – Ende Mai wurde Max Friedli als Direktor des Bundesamts für Verkehr (BAV)
pensioniert. NEAT, FinöV-Lancierung oder das Projekt Bahn 2030 waren Highlights seiner Zeit.

WirbrauchendieTransporteure

BAV-Direktor Max Friedli wenige Tage vor seiner Pensionierung.

Max Friedli im Gespräch mit sgv-Mitarbeiter Henrique Schneider.

sgz: Herr Friedli, Sie standen
während 16 Jahren an der Spitze
des BAV. An welche Ereignisse
erinnern Sie sich gerne, an welche
weniger gerne zurück?
n Max Friedli: Die grossen Ereignisse
haben alle Hochs und Tiefs. So bei-
spielsweise die Neue Eisenbahn-Al-
pentransversale NEAT, ein wesentli-
ches Projekt für die Schweizer Ver-
kehrsinfrastruktur, das mit einem po-
litischen Kampf verbunden war. Ein
anderes Grossereignis, das seine po-
sitiven und negativen Seiten hatte,
war die Lancierung des Bundes-
beschlusses über Bau und Finanzie-
rung von Infrastrukturvorhaben des
öffentlichen Verkehrs (FinöV). Einer-
seits ist der Fonds ein wichtiges
Element für die Finanzierung der
Verkehrsinfrastruktur, andererseits
mussten wir den Fondsmechanismus
aufgrund der Kostenentwicklung
zweimal anpassen. Als ich die Öf-
fentlichkeit frühzeitig darauf auf-
merksam machte, dass die Endkosten
der NEAT 20 Milliarden Franken
übersteigen könnten, gab es einen
Aufschrei. Schlussendlich genehmig-
te dann das Parlament einen Kredit
von 19,1 Milliarden und verzichtete
auf gewisse Projektteile. Ein bedeu-
tender Höhepunkt war auch das
Landverkehrsabkommen Schweiz-
EU, das uns erlaubte, unsere Ver-
kehrspolitik europäisch zu veran-
kern.

Ihr letzter Meilenstein war das
Projekt Bahn 2030. Handelt es
sich dabei um eine zukunfts­
weisende Strategie oder eher um
einen pragmatischen Ausgleich
jetziger Probleme?
n Die Bahn 2030 ist keine Vision,
sondern eine nachfrageorientierte
Weiterentwicklung der Verkehrspoli-
tik. Es geht hier um einen netzwirk-
samen Ausbau und nicht um eine
grosse Neupositionierung.

Steht die Variante 12 Milliarden
wirklich zur Diskussion? Man hat
da schnell den Eindruck, man
hätte eine Variante entworfen, die
günstig ist und die Bedürfnisse der
Kantone nicht berücksichtigt,
genau um die teurere Variante
(21 Milliarden) durchzuführen.
n Der Bundesrat hat die 12 Milliarden
als Vorgabe gemacht. Natürlich ist
sie verkehrstechnisch, aber auch po-
litisch sehr schwer durchzusetzen;
weil der Schwerpunkt die West-Ost-
Verbindungen sind, gehen die übri-
gen Regionen des Landes leer aus.
Das andere Problem ist die Finanzie-
rung: Das Parlament möchte Gelder
aus dem FinöV-Topf einsetzen, doch
genau dieser Fonds braucht neue Mit-
tel. Um diese zu äufnen, müssten
Volk und Stände zustimmen.

Dann ist also nur die teurere
Variante mehrheitsfähig?
n Ich glaube persönlich schon; wir
haben andere solche Fälle gehabt.

«Das schweizer
TransporTgewerbe isT
MoDern, anpassungs-
Fähig unD FLeXibeL.»

Wie steht es mit der Verlagerungs­
politik Strasse–Schiene? KMU
sehen sich gerade dort unter Druck
gesetzt.
n Die Verlagerungspolitik zielt in ers-
ter Linie auf den Transitverkehr. Die
Gewerbetreibenden sind vor allem
daran interessiert, dass die Strassen
nicht verstopft sind, dass sie nicht
lange in Staus stehen müssen und
dass die Feinverteilung der Güter
möglich bleibt. Darüber hinaus wol-
len sie eine einfache und schnelle Li-
zenzvergabe und eine internationale
Einbettung des Transportgewerbes.

Und trotzdem hat man den Ein­
druck, dass die Transporteure und
Camionneure äusserst schlecht
behandelt werden. Sie trifft die
volle gesetzliche Schärfe, von der
andere verschont bleiben.
n Viele beklagen sich, weil sie ihre
Partikularinteressen voranstellen. Aber
wir arbeiten für die KMU. Das Schwei-
zer Transportgewerbe ist modern, an-
passungsfähig und flexibel. Es erfüllt
eine wichtige Aufgabe und wir könn-
ten ohne die Transporteure unser Ni-
veau nicht halten. Wir brauchen sie!

Warum wird in der Schweiz der
öffentliche Verkehr gegenüber dem
Individualverkehr pauschal bevor­
zugt? Beide haben Vor­ und Nach­
teile, aber beide sind existentiell
notwendig. Aus der Perspektive
des sgv wird aber vor allem der
gewerbliche Individualverkehr
zunehmend diskriminiert.
n Heute werden mehr oder weniger
gleich viele Mittel für den Individu-
al- wie für den öffentlichen Verkehr
eingesetzt. Aber das ist nicht das
Problem. Die Herausforderung ist,
dass verkehrpolitische Entscheidun-
gen immer das Lösen eines Dilem-
mas verlangen. Als Autofahrer ärge-
re ich mich auch, wenn ich keinen
Parkplatz finde. Aber ich finde kei-
nen, weil die Bevölkerung einer
Stadt mehr Grünfläche will. Einer-
seits will man den Verkehr nutzen,
andererseits will man nicht direkt
von ihm betroffen werden. Selbst bei
der Verlagerung ist es so: die meis-
ten wollen sie – aber wehe, es fährt
ein Güterzug in der Nacht durch;
will man dann Schalldämmungen
bauen, geht das Wehklagen weiter,
weil die Landschaft nicht mehr so
schön ist…

«einerseiTs wiLL Man
Den Verkehr nuTzen,
anDererseiTs wiLL
Man nichT DirekT Von
ihM beTroFFen
werDen.»

Man muss aber auch anerkennen,
dass man den Individualverkehr
nicht endlos wird ausbauen können.
Deswegen setze ich mich für den Ab-
zug der Pendlerkosten von den Steu-
ern für die öV-Benutzer ein. Leute
sollen mobil bleiben, weil das für den
Arbeitsmarkt gut ist.

Wie war Ihr Verhältnis – Sie
waren ja SVP­Mitglied – zum
Departmentschef des UVEK, zu
Bundesrat Moritz Leuenberger?
n Es war sehr sachlich und korrekt.
Die Parteizugehörigkeit hat keine Rol-
le gespielt, weil immer Sachfragen
im Vordergrund standen. Wir haben
das Mandat des Volkes und ich habe
meine Vorlagen im Parlament immer
mit grosser Mehrheit durchgebracht
– inklusive SP und SVP.

Welche erste Herausforderung
wird Ihr Nachfolger vorfinden?
n Die Finanzen werden im Zentrum
stehen, vor allem die politische Dis-
kussion um eine neue Finanzierungs-
quelle.

In welchem Umfeld wird es Ihrem
Nachfolger möglich sein, die KMU
konkret zu unterstützen?
n Einerseits geht es darum, die Ver-
fahren möglichst einfach und schnell
zu machen; andererseits geht es auch
um die Wahrnehmung von Funktio-
nen im Ausland. Meine letzte Dienst-
reise führte mich nach Algerien; dort
handelte ich eine Bewilligung für ei-
nen Schweizer Transporteur – ein
KMU – aus. Warum ich? Weil in ge-
wissen Ländern nur die Hierarchie
zählt. Diesen Service müssen wir un-
serem Gewerbe anbieten.

Wird es tendenziell leichter oder
schwerer, Direktor eines Bundes­
amtes zu sein?
n Führen ist eine Herausforderung:
mit etwa 300 Mitarbeitenden, neuen,
flexiblen Strukturen und einer zuneh-
menden Marktorientierung ist alles
dynamischer geworden. Auch das
Bild des öffentlichen Diensts hat sich
gewandelt – vor allem aber das Bild
der Führungskraft. Wenn ich heute
sage, dass ich Direktor bin, steht kei-
ner mehr stramm. Diesen Wandel zu
meistern ist eine interessante Heraus-
forderung.

«Die arMee isT nach
wie Vor Die besTe
FührungsschuLe.»

Welchen Stellenwert hat die
Armee für Sie?
n Als Generalstabsoffizier und Regi-
mentskommandant habe ich sehr viel
vom Militär profitiert. Ich habe den
militärischen Führungsstil angepasst,
aber im Grunde bleibt mein Stil so,
wie ich ihn in der Armee gelernt ha-
be. Die Armee ist nach wie vor die
beste Führungsschule.

Was macht nun der Privatmann
Max Friedli?
n Ich will durchatmen und Zeit für
Familie, Kino und Lektüre haben.
Aber ich werde diese Arbeit vermis-
sen. Ich werde vor allem die Men-
schen vermissen: von der Loge über
die Ingenieure bis zu meinen engsten
Mitarbeiterinnen.

Interview: Henrique Schneider

Link
www.bav.admin.ch

Max Friedli ist seit dem 1. Februar
1994 Direktor des Bundesamtes
für Verkehr (BAV) und wurde auf
den 31. Mai 2010 pensioniert. Zu-
vor war der Berner, der früher als
Oberst im Generalstab ein Pan-
zerregiment kommandierte, wäh-
rend 15 Jahren Generalsekretär
der SVP. Friedli, der an der Uni-
versität Bern in Geschichte und
Staatsrecht promoviert hatte, be-
gann seine berufliche Tätigkeit im
Sekretariat der Bundesversamm-
lung, wo er Sekretär zweier stän-
diger Kommissionen war. Das
BAV, dem jährlich Bundesmittel
von rund 4,5 Milliarden Franken
zur Verfügung stehen, beschäftigt
über 270 Mitarbeitende.

zur person

Rat der Weisen
Das unschöne Gezerre um den UBS-Vertrag hat
dem Nationalrat böse (vorab mediale) Vorwür-
fe beschert. Doch es gibt noch Leute in diesem
Land, die Vertrauen haben in die Leute unter
der Bundeshauskuppel. Einer dieser weissen
Raben ist Urs Roth, Geschäftsleiter der Schwei-
zerischen Bankiervereinigung. Nach dem ersten
Nein der grossen Kammer vom Dienstag gab er
zu Protokoll, dass er dennoch fest an einen Er-
folg in der Differenzbereinigung oder spätestens
in der Schlussabstimmung vom 16. Juni glaube:
«Ich zweifle nicht an der Weisheit des Parla-
ments.» Einen Mahnfinger erhob der Gutgläu-
bige sicherheitshalber dennoch: Sollte der
Staatsvertrag dennoch abgelehnt werden, hätte
dies «sehr negative Konsequenzen» für die UBS
wie die gesamte Schweizer Volkswirtschaft.

Eiszeit in Zürich
Das reichlich angespannte Verhältnis zwischen
dem Zürcher Stadtrat und dem städtischen Ge-
werbeverband scheint nun den Gefrierpunkt
erreicht zu haben. Gemäss der Quartierzeitung
«Zürich Nord» blieb der Gewerbler-Vorstand un-
ter Richard Späh einem von der Stadt ausgerich-
teten Kontakt-Apéro für Gewerbevertreter fern
und rief auch die Verbandsmitglieder dazu auf,
der Einladung keine Folge zu leisten. Die Be-
gründung von Richard Späh: Seit der Gewerbe-
verband im Frühjahr zwei städtische Volksini-
tiativen eingereicht hat, welche die Bürokratie
abbauen und KMU fördern sollen, seien zwei
Monate vergangen, ohne dass man von der Stadt
etwas gehört habe. Der Vorstand habe dem
Stadtrat schon vor drei Jahren mitgeteilt, dass
er «nüchterne Arbeitsgespräche und keine lo-
ckeren Apéro-Treffen» wolle, hielt Späh fest.
Den Vorwurf, die Anliegen des Gewerbes nicht
genügend zu würdigen, weist die Stadtregierung
allerdings weit von sich. Stadtpräsidentin Ursu-
la Mauch verwies auf ein kürzlich vorgestelltes
Strategiepapier zur Unterstützung des Gewerbes
(Die sgz berichtete am 23. April) und den ge-
planten Gegenvorschlag zu den KMU-Initiativen.
Der Stadt liege sehr viel am Gewerbe, sagt sie,
und auch die Stossrichtung der Initiativen
begrüsse man grundsätzlich. Auf diese Aussage
der Stadtpräsidentin angesprochen, reagiert Ge-
werbeverbandspräsident Späh recht aufge-
bracht: «Warum braucht es einen Gegenvor-
schlag, wenn die Stossrichtung stimmt?»
Die Aussagen von Mauch werden zusätzlich un-
glaubwürdig durch die kürzliche Auseinander-
setzung um die TV-Übertragung der Fussball-
WM-Spiele in den Zürcher Gartenrestaurants.
Mit dem vorerst verfügten «Verstummungsge-
bot» nahm die Zürcher Stadtregierung bewusst
enorme Ertragsausfälle im Gastgewerbe in Kauf
und krebste erst nach einem Protestaufschrei
der nationalen Medien zurück.

ANZEIGE

Übertriebener Optimismus oder gar Gutgläubig-
keit konnte dem Chef des Staatssekretariats für
Wirtschaft SECO, Jean-Daniel-Gerber, bisher vor-
geworfen werden. Entsprechend hat sein Amt
diese Woche die Konjunkturprognose für 2011
nach unten revidiert. Die Experten erwarten neu
ein Wachstum von 1,6 Prozent. Im März hatten
sie noch ein Plus von 2,0 Prozent vorhergesagt.
Gerber sieht die Schuld für den nachlassenden
Boom primär bei der Schweiz selber. Man habe
die Krise zu gut bewältigt und deshalb den Fran-
ken zur Fluchtwährung für die Euro-Welt ge-
macht. Damit müsste sich ein kleines Erdbeben
wegen des UBS-Vertrags wie eine Konjunktur-
spritze auswirken, oder?
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Google AdWords verfügt über zahl-
reiche Auswertungsfunktionen. Der
wichtigste Messwert ist die Click-
through-rate (CTR). Die Rate zeigt
sehr klar, wie attraktiv eine Anzeige
für die Nutzer ist. Denn sie gibt das
Verhältnis an, wie häufig auf das In-
serat geklickt und wie häufig diese
Anzeige geschaltet wurde.
Wer wirbt, will natürlich wissen, ob
eine Schaltung auch etwas auslöst,
etwa eine Bestellung. Mit der Funk-
tion «Conversion-Tracking» sind
rasch jene Anzeigen zu erkennen, die
tatsächlich Kunden bringen. Es emp-
fiehlt sich, zusätzlich zu den Instru-
menten von AdWords auch ein kos-
tenloses Google-Analytics-Konto zu
erstellen. Damit können weitere
nützliche Informationen ermittelt
werden.

Für wen sich adwords-textanzei-
gen besonders eignen

Lokale Einzelhändler mit und ohne
Ladengeschäft können mithilfe von
AdWords und der lokalen Eingren-
zung ihrer Anzeigenschaltung die Zu-
griffe auf ihre Website erhöhen. Sie
sollten deshalb Textanzeigen sowohl
für relevante Keywords in Suchma-
schinen als auch auf Webseiten
schalten, die ihre Zielkunden wahr-
scheinlich besuchen.
Kleine Unternehmen, die sich keine
teuren, herkömmlichen Werbeme-
thoden leisten können, erreichen mit
AdWords-Textanzeigen präzise eine
bestimmte Zielgruppe, etwa in der
Nachbarschaft, steuern genau die
Kosten und erfassen präzise das Ver-
hältnis von Aufwand und Ertrag.
n tipp: Nutzen Sie die Tutorials von
Google. Einfach «AdWords-Hilfe» in
das Suchfeld eingeben und schon fin-
den Sie viele hilfreiche Erklärungen.

bestimmte Suchbegriffe – Keywords
genannt – zu zahlen bereit ist. Die
Höhe des Gebots entscheidet über
die Reihenfolge, in der die Anzeigen
eingeblendet werden. Bei Google be-
einflusst zusätzlich die Häufigkeit,
mit der eine Anzeige angeklickt
wird, die Platzierung. So kann ein
lokaler Bezug in der Anzeige diese
ganz nach vorne bringen – weil die
Nutzer oftmals etwas in ihrer Nähe
suchen.
Das am häufigsten verwendete Wer-
beformat bei AdWords ist eine Text-
anzeige. Dieses Format enthält in der
Regel den Anzeigentitel mit maximal
25 Zeichen, zwei Textzeilen mit ma-
ximal 35 Zeichen sowie zwei Web-
site-Adressen, die die Nutzer auf die
beworbene Website führen.

alle kosten im Griff

Wer AdWords-Anzeigen schalten
will, legt dafür seinen Preis fest und
beteiligt sich damit an einem Auk-
tionsverfahren. Bezahlt wird nach
dem Modell «Kosten-per-Klick» (ab-
gekürzt: CPC). Kosten entstehen also
nur dann, wenn ein Nutzer auf eine
Anzeige klickt, nicht aber für die Im-
pression (die Schaltung der Anzeige
auf der Seite). Um seine Kosten im
Griff zu behalten, legt der Anzeigen-
kunde ein Tagesbudget fest. Ist es
aufgebraucht, erscheint die Anzeige
nicht mehr. n tipp: Die Google-Funk-
tionen «Smart Pricing» und «Ad-
Words-Kostenoptimierung» helfen
beim Sparen.
Anzeigen werden basierend auf ih-
rem Anzeigenrang auf Seiten geord-
net. Der Anzeigenrang ist eine Kom-
bination aus dem Gebot und einem
als Qualitätsfaktor bezeichneten
Messwert. Entsprechend gut gemach-
te Anzeigen werden von AdWords
belohnt. Die Anzeige mit dem höchs-
ten Anzeigenrang erscheint an erster
Position auf der Seite, die anderen
Anzeigen folgen entsprechend ihrem
Rang.

Planen und auswerten – so gehts

Wie bei jeder Werbekampagne soll-
ten die Werbeziele auch beim Such-
maschinen-Marketing vor dem Start
festgelegt werden. Hieraus ergibt
sich: Wo Anzeigen platziert werden
sollen; welche Keywords benutzt
werden; wie hoch das Budget aus-
fällt. Mit dem «Google Keyword-Tool»
können die Kosten abgeschätzt wer-
den, die für die Schaltung festgeleg-
ter Keywords anfallen werden. Damit
ist es auch möglich, ein Tagesbudget
festzulegen und die maximalen Kos-
ten-per-Klick zu bestimmen.

Das Internet ist heute der Ort, an dem
sich potenzielle Kunden informieren.
Wer will, dass seine Website und Wa-
ren gefunden werden, kommt um On-
line-Werbung nicht herum, gerade
auch in lokalen Märkten. Suchma-
schinen-Marketing, kurz: SEM, ist
der preiswerteste und effizienteste
Einstieg in die Online-Werbung.
Kleine Textanzeigen in Suchmaschi-
nen – bei Google heissen sie Ad-
Words – sind die einfachste und ef-
fektivste Form, um Anzeigen zu er-

stellen und zu schalten. Wichtiger
noch: AdWords-Schaltungen können
lokal begrenzt werden. Die Anzeigen
erscheinen nur dort, wo auch die
Kundschaft in der Nachbarschaft ist.
SEM, hier nur bezogen auf die Plat-
zierung von Anzeigen in Suchma-
schinen, eignet sich wie keine ande-
re Werbeform fürs «Do-it-yourself»
– gerade auch für Budgets kleiner
und mittelgrosser Firmen. Die meis-
ten Suchmaschinen stellen zwei Er-
gebnistypen für die Suchanfrage ei-

nes Nutzers bereit: organische Ein-
träge (auch als «natürlich» oder «kos-
tenlos» bezeichnet) und bezahlte An-
zeigen (Werbung). Die weltweit
grösste Suchmaschine Google zeigt
diese beiden Typen getrennt vonein-
ander an, und oberhalb der Anzeigen
wird das Wort «Anzeigen» eingefügt.

einfaches Funktionieren

Alle Suchmaschinen funktionieren
nach demselben Prinzip: Der Anzei-
genkunde legt fest, wie viel er für

Poloshirts, Shorts und Sommerklei-
der. «Und natürlich gibt es zusätzliche
AdWords zu Weihnachten», sagt An-
tonio Govetosa. Auch lokale Bezüge
sind denkbar. Der (Marketing Leiter)
hebt neben der raschen Reaktions-
fähigkeit noch eine weitere Stärke der
Online-Marketinginstrumente hervor:
deren Messbarkeit.
Zwar kenne ein traditioneller Retailer
seine Kostenstruktur aus dem sta-
tionären Handel, ebenso den Werbe-
aufwand. Dennoch könne man nur
ungefähr beurteilen, was ein Inserat
oder Direct Mailing wirklich bringt.
Nun kann man mit den kostenlosen
Google-Instrumenten genau verfol-
gen, wo und was angeklickt und auch
verkauft wird. Damit erhält Schild
sehr detailliert Auskunft darüber, in-
wiefern welche AdWords tatsächlich
zu Erfolg oder Nichterfolg beitragen.
Ausserdem seien die durch AdWords
in den Shop gebrachten Kundenströ-
me sehr qualifiziert, berichtet Gove-
tosa. Das weiss er durch die Verkaufs-
zahlen einzelner Markenprodukte,
die Schild exklusiv in der Schweiz
anbietet. Zusätzlich lassen sich an-
hand der AdWords-Daten auch Rück-
schlüsse für die Suchmaschinenopti-
mierung gewinnen. Das heisst also
dafür, wie die Website noch besser
aufgebaut werden kann, damit sie bei
normalen Anfragen an die Suchma-
schine auch besser gefunden wird.

«Google AdWords ist eine absolute
Erfolgsgeschichte. Das ist ein Kanal,
den wir sicher weiter ausbauen wer-
den.» Antonio Govetosa, Leiter Mar-
keting von schild.ch, äussert sich zu-
frieden. Die Zahl der Besucher sei
monatlich um 45 bis 50 Prozent ge-
stiegen, der Umsatz wachse von Mo-
nat zu Monat um «10 bis 15 Prozent».
Gerade mal sechs Monate existiert
der neue Distributionskanal im Netz.
Zuvor fanden Kunden unter der Web-
adresse nur eine «Visitenkarte», er-
innert sich Antonio Govetosa – zu
wenig, denn immerhin zählen zur
Schild-Gruppe 33 Modehäuser und
12 Monobrandstores in der Deutsch-
schweiz und der Suisse Romande.
Vom Entschluss zum Aufbau des On-
line-Shops bis zu dessen Start im No-
vember 2009 vergingen gerade ein-
mal vier Monate. Von Beginn an wur-
de das gesamte Sortiment in einer
umfangreichen Anzeigen-Kampagne
mit AdWords bei Google beworben.
(siehe Artikel: Effizient und kosten-
günstig werben) Dafür waren um-
fangreiche Vorarbeiten notwendig.
Für jeden Jupe, alle Hosen, Anzüge
und anderen Bekleidungsartikel, die
zuvor im Laden für jeden Kunden
greifbar waren, mussten Fotos ge-
schossen und Texte verfasst werden.
Denn der Webshop ist quasi ein Ka-
talog mit Hinweis- und Erklärungs-
seiten, auf denen ein Kleid oder ein

Mantel entsprechend beschrieben
sind. Zudem bietet das Tool auch eine
attraktive Stil- und Modeberatung.
Klickt man beispielsweise die modi-
sche Bluse an, präsentiert das System
automatisch den passenden Jupe und
ein trendiges Accessoire.
Zusätzlich mussten für jedes Ange-
bot die AdWords-Textanzeigen ge-
schrieben werden. «Hierfür sind
mehr oder weniger knappste Aus-
sagen wichtig. Zwischen der Kam-
pagne und der Zielseite von einem
AdWord soll eine Verbindung beste-
hen bleiben, damit Nutzer sofort das
finden, was sie durch die Anzeige
erwarten», erläutert Beat Muttenzer.
Der Geschäftsführer machte mit sei-
ner auf Suchmaschinen-Marketing,
AdWords-Kampagnen und Web-Ana-
lytics spezialisierten Agentur Ange-
link yourposition schild.ch fit für die
Adwords-Vermarktung.

rascher auf Veränderungen
reagieren

Schild wirbt viel und regelmässig. Die
Keywords zielen auf jedes der einzel-
nen Produkte oder Produktgruppen.
Selbstverständlich werden die Text-
anzeigen saisonbedingt angepasst
oder je nach Kollektion und Sortiment
erweitert. Damit kann das Textilun-
ternehmen rascher auf Veränderun-
gen reagieren. So bewarb es etwa mit
der ersten Frühlingswärme kurzfristig

Schild – Das Modehaus mit umfassendem Online-Angebot.

Mehr Kunden und Umsatz dank AdWords

GOOGle adwOrdS – Die kleinen Textanzeigen sind die einfachste und effektivste Form, um in der grössten Suchmaschine der
Welt Anzeigen zu schalten. Die Werbeform eignet sich gerade auch für kleine Budgets und das «Do-it-yourself».

Effizientundkostengünstigwerben

So präsentieren sich AdWords (rechts) auf der Google-Search-Seite unter dem
Stichwort «Damenmode».

n Geeignet auch für Kleinst-
budgets und lokale Werbemass-
nahmen;
n Geringer Aufwand für Planen,
Formulieren, Schalten eines
AdWords-Inserats;
n Bezahlung nur für tatsächlich
angeklickte Anzeigen;
n Volle Kontrolle über Schaltzeiten,
Kosten und lokale Verbreitung;
n Zahlreiche Hilfsprogramme wie
Analytics zur Auswertung der
Werbekampagne.

adwOrdS-VOrteile

Kurzbeschrieb für jedes Teil: Der Schild-Webshop ist quasi ein Katalog mit Hinweis- und Erklärungsseiten.
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Die Schweizerische Elektro-Ein-
kaufs-Vereinigung eev wird am kom-
menden Freitag in Visp an der Ge-
neralversammlung ihren Mitgliedern
ein erfolgreiches Geschäftsjahr 2009
präsentieren. Die Marketing-Service-
Organisation der Elektrobranche
nimmt als Scharnier zwischen dem
Handel und den Herstellern eine
Vorreiterrolle ein, nutzt Trends und
setzt innovative Akzente. Dies gilt
in besonderem Masse für das The-

ma «Energieeffizienz», das 2010 im
Fokus der eev steht, wie eev-Direk-
tor Erich Kähr in einem Gespräch
betont.

Gewerbezeitung: An der General-
versammlung präsentiert die eev
mit dem ELITE «e-Mobil» ein
Ausstellungsfahrzeug, das sich der
Energieeffizienz und den erneuer-
baren Energien widmet. Welche
Absicht steckt dahinter?
■ kähr: Energieeffizienz wird für die
Konsumenten erst dann fassbar,
wenn sie den theoretischen Rahmen
verlässt und greif-, fühl- und erlebbar
wird. Genau das bietet unser «e-Mo-
bil» mit Anwendungsbeispielen und
energieeffizienten Lösungen in den
Themengebieten «Elektroinstalla-
tion», «Lichttechnik», «Wärmepum-
pen/Wärmepumpentrockner/Gefrie-
ren» sowie «Solarthermie und Photo-
voltaik». Wir und die beteiligten Her-
stellerfirmen entschieden uns auch
deshalb für das ELITE «e-Mobil», weil
das Schwesterfahrzeug «Technik In-
fo-Mobil» seit 2006 sehr gut genutzt
wird. Die Mobilität ist entscheidend:
Ausstellungsfahrzeuge sind für alle
Mitglieder attraktiv.

Warum steht die Energieeffizienz
dieses Jahr im Fokus der eev?
■ Energieeffizienz ist längst keine
Haltung von Ökofundamentalisten
mehr und für sämtliche Wirtschafts-
zweige eine Herausforderung. Für die

«enerGieeffizienz ist
länGst keine HaltunG
von Ökofundamen­
talisten meHr und
für sämtlicHe wirt­
scHaftszweiGe eine
HerausforderunG»

Elektrobranche gilt dies ganz beson-
ders. Wir wollen, dass unsere Mit-
glieder die Riesenchance Energie-
effizienz packen und den Bauherren
und Konsumenten die gewünschte
Fachkompetenz im Energiebereich
bieten. Dies ist der Schlüssel zum
Erfolg. Wir organisierten deshalb die-
ses Jahr an der Ausstellung ELECT-
RO-TEC in Bern erstmals einen Fach-
kongress. Dieser behandelte das The-
ma Energieeffizienz. Auch die Spezi-
alausgabe unserer Mitgliederzeit-

schrift «Flash» widmet sich der
Energieeffizienz.

Sie werden in Visp ein erfolgrei-
ches Geschäftsjahr 2009 präsentie-
ren. Auf welchen Hauptpfeilern
basiert dieses Ergebnis?
■ Die genossenschaftliche Bünde-
lung der Händler in einer Branchen-
organisation mit einem breiten Mar-
keting-Service-Angebot ist gefragter
denn je. Die Mitglieder suchen im
umkämpften Markt Unterstützung in
den Dienstleistungsbereichen Marke-
ting, Kommunikation, Finanz- und
Rechnungswesen sowie Versicherun-
gen. Als Scharnier zwischen dem
Handel und den Herstellern nutzt die
eev Trends und setzt innovative Ak-
zente. Dabei bilden das wachsende

«die GenossenscHaft­
licHe bündelunG
der Händler in einer
brancHenorGanisa­
tion mit einem breiten
marketinG­service­
anGebot ist GefraG­
ter denn je»

Energiebewusstsein der Bevölkerung
und die stetige Zuwanderung in die
Schweiz in konjunkturell schwierigen
Zeiten für unsere Branche wichtige
Markttreiber.

Interview: HP

link

www.gewerbe-sh.ch

Die Umsetzung
der vom sgv En-
de Mai gefass-
ten «Kongress-
resolution von
Lugano» be-
ginnt auch auf
der föderalisti-
schen Ebene zu
greifen: Der

Kantonale Gewerbeverband Schaff-
hausen fordert – in Anlehnung an die
Entschliessung «Für eine Wachstums-
politik durch nachhaltige KMU-Ent-
lastung» –, dass die vom sgv gefor-
derte Reduktion der Regulierungskos-
ten um 20 Prozent bis ins Jahr 2018

auch auf kantonaler und Gemeinde-
ebene umgesetzt wird. «Der KGV
wird die Forderungen des sgv auf-
nehmen und in geeigneter Form auf
kantonaler Ebene einbringen», teilt
der KGV auf seiner Homepage mit.
Parallel dazu wird ein Vorstoss zur
Senkung von Abgaben bzw. zur Ab-
schaffung von Belastungen lanciert.
Der Schaffhauser Regierungsrat wird
damit beauftragt, einen Bericht über
die Belastungen zu erstellen, die den
Bürgern und Unternehmen in den
vergangenen 15 Jahren aufgebürdet
wurden und wie sich diese entwickelt
haben. Basierend darauf lädt der KGV
den Regierungsrat zudem ein, eigene

Vorschläge zur Senkung der Abgaben
respektive zur Abschaffung von Be-
lastungen zu unterbreiten.
«Ich freue mich, dass die Schaffhau-
ser so schnell handeln», meint sgv-
Vizedirektor Marco Taddei, der die
Aktion «Senkung der Regulierungs-
kosten» gesamtschweizerisch koor-
diniert. Andere Kantone seien daran,
ähnliche Aktionen zu lancieren,
weiss Taddei. Und: «Wir helfen gerne
bei der Formulierung der parlamen-
tarischen Vorstösse mit.»

En

kmu­entlastunG – Schaffhauser Gewerbler werden aktiv.

sgv-Resolution wird umgesetzt

enerGieeffizienz – Die Thematik bildet bei der Schweizerischen Elektro-Einkaufs-Vereinigung
eev den Jahresfokus 2010.

«DieRiesenchancepacken»

Der eev-Direktor Erich Kähr und sein
Team setzen innovative Akzente.

Die eev wurde 1923 gegründet
und ist heute eine führende und
unabhängige, innovative Marke-
ting-Service-Organisation des Elek-
trogewerbes. Die eev arbeitet in
grundsätzlichen Fragen mit dem
Verband Schweizerischer Elektroin-
stallationsfirmen VSEI zusammen.
Die Geschäftsstelle mit Sitz in
Bern teilt sich in die Bereiche Di-
rektion, Marketing, Finanzen und
Administration auf. Bereits 1850
Mitgliedsfirmen profitieren vom
breiten Leistungspaket der eev.
Internet: www.eev.ch

wissenswertes

«Steinige» laden ein
Morgen Samstag, 12. Juni, lädt der Verband
Schweizer Bildhauer- und Steinmetzmeister
VSBS alle Interessierten dazu ein, seinen Ver-
bandsmitgliedern einen Blick über die Schultern
zu werfen. An der Aktion «Tag der offenen Werk-
stätte» nehmen allein in der Deutschschweiz
rund 100 Bildhauer- und Steinmetzmeister teil.
Sie ermöglichen von 10 bis 18 Uhr einen umfas-
senden Einblick in ihren Arbeitsalltag. Der «Tag
der offenen Werkstätte» wird anlässlich des
100-jährigen Bestehens des VSBS durchgeführt.
Weitere Jubiläumsanlässe finden im Herbst statt.

Wieder ein GAV
für Coiffeurgewerbe
Nach drei Jahren mit vertragslosem Zustand gibt
es jetzt wieder einen allgemeinverbindlich er-
klärten Gesamtarbeitsvertrag für das Coiffeur-
gewerbe. Neben dem Schutz vor Lohndumping
bringt der neue GAV materielle Verbesserungen
für die Arbeitnehmenden. Beschäftigte mit Aus-
bildung haben Anspruch auf einen monatlichen
Basislohn von mindestens 3400 Franken; Ange-
stellte mit eidgenössischem Fachausweis bezie-
hungsweise höherer Fachprüfung auf 3700 Fran-
ken und Personen mit eidgenössischem Diplom
auf 4200 Franken. Arbeitnehmende erhalten ab
dem zehnten Tätigkeitsjahr im gleichen Betrieb
mindestens fünf Wochen Ferien. Der Coiffeur-
GAV läuft bis Ende 2012.

Tag der Hotellerie
Der 3. Tag der Schweizer Hotellerie in Zug stand
ganz im Zeichen der Rolle des Hoteliers als Un-
ternehmer, Gastgeber und Netzwerker. Laut dem
Verbandspräsidenten, Guglielmo G. Brentel, steht
der Kampf gegen die Hochpreisinsel Schweiz
nach wie vor ganz oben auf der politischen Agen-
da von hotelleriesuisse. Bundesrat Hans-Rudolf
Merz plädierte in seinem Referat für sein Lieb-
lingsprojekt, einen einzigen Steuersatz im Rah-
men der zweiten Etappe der Mehrwertsteuer-
reform. Der Finanzminister fühlte sich vor den
rund 250 Branchenvertretern und den zahlrei-
chen Gästen aus Politik und Wirtschaft sichtlich
im Element: «Ich spreche lieber vor Steuerzah-
lern als vor Subventionsempfängern.» Das lang-
fristige Wachstum des Tourismus beträgt welt-
weit 4,5 Prozent pro Jahr, in Europa sind es
2 Prozent, währenddem die Schweiz in den letz-
ten 20 Jahren eine Stagnation verzeichnet. Um
wieder auf den Wachstumspfad zurückzufinden,
plädierte die Zukunftsforscherin und Unterneh-
merin Imke Keicher für eine Politik der Einzig-
artigkeit und der Nischen in der lokalen Veran-
kerung, ohne dem Perfektionismus zu verfallen.

Sieg für Casinos
Klarer Sieg für den Schweizer Casino Verband
(SCV): Nach einem Bundesgerichtsurteil sind
künftig Pokerturniere ausserhalb von Spielcasi-
nos nicht mehr erlaubt. Begründet wird dieser
Entscheid damit, dass beim Pokern das Glück
überwiege. Mit seinem Entscheid widerspricht
das Bundesgericht der Eidgenössischen Spiel-
bankenkommission und dem Bundesverwal-
tungsgericht. Der SCV ging den Weg bis zum
Bundesgericht, weil auf dem Standpunkt be-
harrt, dass Glückspiele nur in den Spielbanken
stattfinden dürfen, weil nur diese die gesetzli-
chen Vorschriften – etwa in Sachen Spielsucht-
prävention und Spielverbote – garantieren kön-
nen. Die Unterlegenen warnen nun vor dem
Ausweichen aufs Internet und vor dem Abglei-
ten in die Illegalität. Zudem wird die Lancierung
einer Volksinitiative zur Zulassung von Poker-
turnieren ausserhalb der Casinos erwogen.

aus den verbänden

link
www.vsbs.ch

«Jede neue Idee wird notwendigerweise in
einem Kampf geboren, da sie vom Anfang an
Gegner hat, die die alte Idee anbeten, wäh-
rend mögliche Anhänger noch nicht zahlreich
genug sind.»

Niccolò Machiavelli, italienischer
Politiker und Fürst (1469–1527)

zitat der wocHe

Die eev will, dass ihre Mitglieder den Bauherren und Konsumenten in den Bereichen Elektroinstallation, Beleuchtung, Geräte, Sicherheitstechnik und Telecom die
gewünschte Energieeffizienz-Kompetenz bieten. Das neue ELITE e-Mobil spielt dabei eine wichtige Rolle.
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hoffen, noch interessante Projektan-
träge im Bereich konkreter Energie-
einsparung zu erhalten.

Welche Ressourcen stehen der
Klimastiftung zur Verfügung und
woher kommen diese?
n Grundlage der Klimastiftung bildet
das CO2-Gesetz mit der CO2-Abgabe
auf Brennstoffe. Die Mittel aus dieser
Lenkungsabgabe werden proportio-
nal zur AHV-Lohnsumme an die
Wirtschaft rückvergütet. Das heisst
konkret: Grosse Dienstleistungsun-
ternehmen erhalten mehr zurück, als
sie über die CO2-Abgabe bezahlt ha-
ben. Die Partnerfirmen finanzieren
die Klimastiftung Schweiz mit der
«Nettorückvergütung», also aus der
Differenz zwischen ihrer Abgabe und
der ihnen zustehenden Rückvergü-
tung. So können diese Mittel gebün-
delt und mit grösstmöglicher Wir-
kung für Klimaschutzprojekte einge-
setzt werden. Auf der Basis der ak-
tuellen Partnerfirmen sind es circa
drei Millionen Franken pro Jahr bis
2014. Jede weitere Partnerfirma trägt
natürlich dazu bei, unsere Unterstüt-
zungskraft zu erhöhen, zumal die
Unterstützungsbeiträge als Anschub-
finanzierung gedacht sind.

Zusammenarbeit zwischen KMU und
der Forschung vorangetrieben wer-
den, um ein Ventil zu entwickeln, mit
dem Wärmeverlust reduziert wird,
ohne die Funktion der Gebäudeöff-
nungen zu beeinträchtigen. Über
Funktionsöffnungen entweichen in
der Schweiz über 100 Millionen Liter
Heizöläquivalente pro Jahr. Mit Hilfe
eines solchen Ventils könnten jähr-
lich über 300000 Tonnen CO2 vermie-
den werden.
Es sind aber noch genügend Mittel
für weitere Projekte verfügbar. Wir

sgz: Herr Eckert, die Klimastiftung
Schweiz wurde im Juli 2008 von elf
Schweizer Dienstleistungsunterneh-
men gegründet, um Klimaschutzpro-
jekte von KMU zu unterstützen. Wie
sieht Ihre Zwischenbilanz aus?
n Vincent Eckert: Bis Ende 2009
konnten bereits vier Klimaschutzpro-
jekte mit insgesamt 309000 Franken
unterstützt werden. Zudem konnten
21 KMU dank einer Unterstützung im
Wert von 25000 Franken dem KMU-
Modell der Energieagentur der Wirt-
schaft (EnAW) beitreten. Erst im Ap-
ril hat der Stiftungsrat die Förderung
weiterer sechs Projekte mit insgesamt
400000 Franken genehmigt.

Die Klimastiftung unterstützt
KMU, die eine freiwillige Vereinba-
rung mit der EnAW abschliessen.
Was ist der Hintergrund dieser
Partnerschaft?
n Wir sind überzeugt, dass Klima-
schutzziele nur gemeinsam erreicht
werden können. Die Zusammenar-
beit mit der EnAW ist ein gutes Bei-
spiel hierfür. Die EnAW hat hervor-
ragende Werkzeuge aufgebaut, um
KMU mit Fachkompetenz zu unter-
stützen. Ziel ist es, die Kräfte so gut
wie möglich zu bündeln, zugleich
aber auch die Förderlandschaft für
die KMU übersichtlich zu halten. Ge-
meinsam möchten wie viele weitere

KMU motivieren, diesen Energieeffi-
zienzpfad einzuschlagen.

Wie funktioniert die Unterstüt-
zung des KMU-Modells der EnAW
konkret?
n Die KMU werden über zehn Jahre
begleitet, Klimaschutz- und Energie-
sparmassnahmen durchzuführen.
Basierend auf einem Energie-Check-
up setzen Unternehmen und EnAW-
Berater gemeinsam die Ziele fest, um
die Energieeffizienz zu steigern und
den CO2-Ausstoss zu senken. Daraus
werden massgeschneiderte Massnah-
men abgeleitet, die nicht nur für das
Klima, sondern auch für die eigene
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens
einen Nutzen bringen. Solange das
Unternehmen dann auf Zielkurs
bleibt, übernimmt die Klimastiftung
Schweiz die Hälfte der EnAW-Jahres-
gebühren

Dass es Klimaschutz braucht, ist
heute unumstritten. Warum
braucht es diese Unterstützung,
wenn Effizienzmassnahmen heute
bereits grossenteils wirtschaftlich
sind?
n Für KMU ist die Herausforderung
häufig weniger die Realisierung der
einzelnen Massnahme. Eine Heraus-
forderung sind je nach dem knappe
Ressourcen, um sinnvolle Projekte
im eigenen Betrieb zu identifizieren
und voranzutreiben. Genau hierbei
setzt die EnAW an und bietet Unter-
stützung. Mit unserem Beitrag senkt
die Klimastiftung Schweiz die Ein-
stiegshürde und ermöglicht möglichst
vielen Schweizer Unternehmen, beim
KMU-Modell der EnAW mitzuma-
chen und einen aktiven Beitrag zum
Klimaschutz zu leisten.

Mit welchen Projekten kommen
KMU sonst noch in den Genuss
einer Unterstützung durch die
Klimastiftung?
n KMU können eigene Klimaschutz-
projekte auch direkt bei der Klima-
stiftung einreichen. Dies können
Massnahmen sein, die zur CO2-Re-
duktion und Energieeffizienzsteige-
rung im eigenen Unternehmen bei-
tragen. Zudem unterstützt die Klima-
stiftung KMU bei der Entwicklung
von Klimaschutz-relevanten Techno-
logien und Produkten. Und schliess-
lich kommen auch Projekte in Frage,

bei denen marktreife Produkte im Be-
reich Klimaschutz mit grösserer Brei-
tenwirkung zum Einsatz kommen.

Wonach richtet sich der Unterstüt-
zungsbeitrag für die Projekte?
n Die Höhe des Unterstützungsbei-
trages basiert auf der vermiedenen
CO2-Menge oder eingesparten Ener-
gie über die Lebenszeit der Investi-
tion. Als Berechnungsgrundlage gehen
wir von 30 Franken pro Tonne ver-
miedenes CO2, respektive von 10 Fran-
ken pro Megawattstunde eingesparte
Elektrizität über die Lebensdauer des
Projektes aus. Die maximale Laufzeit
liegt bei 10 Jahren. Anträge für grös-
sere Projektförderungen werden auf-
grund unserer Kriterien detailliert ge-
prüft und vom Stiftungsrat einzeln
genehmigt.

Gibt es bereits Beispiele für ein
erfolgreich gefördertes Innova-
tionsprojekt?
n Die Klimastiftung konnte im ver-
gangenen Jahr die Entwicklung eines
Ventils unterstützen, um Heizenergie
einzusparen. Die Umwandlung einer
Innovation in ein Industrieprodukt
erfordert erhebliche Mittel. Gleich-
zeitig sind die wirtschaftlichen Mög-
lichkeiten eines KMU beschränkt.
Dank der Unterstützung durch die
Klimastiftung Schweiz kann nun die

kliMastiftUNG schWEiZ – Die Klimastiftung Schweiz fördert nachhaltige Klimaschutzmassnahmen und Energieeffizienz. Im Vor-
dergrund stehen Klimaschutzprojekte von Schweizer KMU. Vincent Eckert, Geschäftsführer der Klimastiftung Schweiz im Interview.

KMUfördernundKlimaschützen

Die Klimastiftung Schweiz fokussiert ihr Engage-
ment bei Schweizer KMU auf drei Bereiche:

n Direktmassnahmen zur CO2-Reduktion und zur
Verbesserung der Energieeffizienz
n Entwicklung und Vermarktung von innovativen
Produkten und Technologien für den Klimaschutz
n Freiwillige Zielvereinbarungen zur Energie- bzw.
CO2-Reduktion im Rahmen vom KMU-Modell der
Energie-Agentur der Wirtschaft (EnAW)

Auf der Website www.klimastiftung.ch finden Sie
Informationen, wie Sie als KMU Mittel für die Rea-
lisierung Ihrer Klimaschutzmassnahmen erhalten.

Die partner der klimastiftung schweiz

Folgende Partnerunternehmen tragen die Klima-
stiftung Schweiz: Allianz Suisse, AXA Bank, AXA
Winterthur, Bank Sarasin & Cie AG, Bank Vonto-
bel, Gebäudeversicherung Bern, KPMG, Man In-
vestments, Microsoft Schweiz, PartnerRe, Pictet &
Cie, PricewaterhouseCoopers, Raiffeisen Schweiz,
SAP, Swiss Life, Swiss Re, Vaudoise Assurances,
XL-Insurance.

fokUs aUf DrEi bErEichE

Die Installation von Solardächern ist nur eine von vielen Massnahmen, mit denen die KMU
zum Klimaschutz beitragen.

«Die Klimastiftung Schweiz ermöglicht
vielen Schweizer KMU, einen aktiven
Beitrag zum Klimaschutz zu leisten»,
sagt Geschäftsführer Vincent Eckert.

liNk
www.klimastiftung.ch

ANZEIGE



Neues von der
Autofront
Die gute Nachricht von der Autofront lautet: Der
durchschnittliche Treibstoffverbrauch der in der
Schweiz zugelassenen Neufahrzeuge ist im Jahr
2009 auf 6,86 Liter pro 100 Kilometer gesunken.
Das entspricht einer Abnahme von knapp 4 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr (3,9% bzw. 0,28 l).
Noch grösser ist die Abnahme bei den CO2-
Emissionen: Mit noch 167 statt 175g/km im
Jahr 2008 liegt die Senkung hier sogar bei
4,6 Prozent. «Die Anstrengungen der Automo-
bilindustrie bei der Einführung von effizienten
Technologien wirken sich aus», freut sich Max
Nötzli, Präsident Importeure-Vereinigung auto-
schweiz. So hätten verschiedene Marken zum
Beispiel sogenannte Start-Stopp-Systeme einge-
führt. Damit wird der Motor beim Anhalten vor
einer Ampel automatisch abgestellt und beim
Anfahren wieder gestartet. Aber auch das
«Downsizing» (Einsatz von Motoren mit kleine-
rem Hubraum, aber gleicher Leistung) spiele
eine gewichtige Rolle bei der erfreulichen Re-
duktion des Treibstoffverbrauchs. Für dieses
Argument spricht die Tatsache, dass der durch-
schnittliche Hubraum um 72 auf 1836 cm3 ab-
genommen hat. Zurückgegangen ist auch das
Leergewicht der Personenwagen. Es beläuft sich
nach einer Abnahme um 25 noch auf 1448kg.
Die deutliche Abnahme des durchschnittlichen
Treibstoffverbrauchs bei neuen Autos ist aber
sicher auch den Käufern zu verdanken. Mit
51,9 Prozent entschieden sich mehr als die Hälf-
te aller Neuwagenkunden für ein energieeffizi-
entes Fahrzeug der Energieeffizienz-Kategorien
A oder B. «Wir sehen klare Anzeichen dafür,
dass ein Trend hin zu kleineren, energieeffi-
zienten Autos im Gange ist», meint Nötzli. Da-
mit sei auch der häufig gehörte Vorwurf ent-
kräftet, dass Herr und Frau Schweizer nach wie
vor hubraumstarke, schwere und verbrauchs-
intensive Autos kaufen.
Die schlechte Nachricht von der Autofront über-
rascht nicht: Die Grünen erachten die positive
Entwicklung laut ihrer Präsidentin und Natio-
nalrätin Franziska Teuscher als absolut ungenü-
gend. Der Bundesrat müsse endlich ein Macht-
wort sprechen und Importe von «Benzinfres-
sern» und «CO2-Schleudern» verbieten (wie es
ja die grüne Off-Roader-Initiative will). Man
müsse endlich das tiefere EU-Niveau erreichen.
Was «Madame Velo» verschweigt: In den Ber-
gen, die einen grossen Teil unseres Landes aus-
machen, kann man kaum mit schadstoffgünsti-
gen Winzlingen à la Fiat Cinquecento herum-
kraxeln. Und stärkere Wagen verzerren eben die
Statistik…

apropos
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Kathy Riklin korrigiert
«Meine Aussage im Tagesanzeiger vom 1. Juni,
wonach ich Susanne Brunner kritisiert haben
soll, weil sie gewerbefreundlich sei, ist falsch
wiedergegeben. Das Fehlzitat wurde leider oh-
ne Rückfrage in der Gewerbezeitung, in der
Weltwoche und im Zürcher Bote abgedruckt.
Auch ich bin für eine gewerbefreundliche Poli-
tik, doch als Volksvertreterin von Zürich muss
man die Anliegen und Sorgen aller Bewohne-
rinnen und Bewohner erkennen und vertreten.
Als ehemalige Gemeinderätin von Zürich 7
stösst mir der Parteiwechsel von Kantonsrätin
Susanne Brunner sauer auf, denn Brunner ist
2008 für Thomas Kappeler, CVP! nachgerückt.
Nun wechselt sie die Partei. Die CVP verliert
diesen Sitz. Das ist eine krasse Missachtung des
Volkswillens.»

Kathy Riklin, Nationalrätin CVP Zürich

Die Schweizerische Gewerbezeitung hält an ihrer
Darstellung in der Nummer 22 vom 4. Juni 2010
fest.

kMU-finanziErUng – Die neue Investitionsplattform von Credit Suisse (CS) und Swiss Venture
Club (SVC) ist ab sofort bereit. 100 Millionen Franken stehen zur Verfügung.

Risikokapitalvom«Erzengel»
Die im Dezember 2009 angekündig-
te Investitionsplattform der CS zur
Förderung von Schweizer KMU und
Jungunternehmen ist Tatsache. Die
Bank hat die SVC – AG für KMU Ri-
sikokapital gegründet und vertieft da-
mit ihre bisherige strategische Part-
nerschaft mit dem SVC. Über diese
neue hundertprozentige Tochterge-
sellschaft stellt die CS den Schweizer
KMU und Jungunternehmen bis zu
100 Millionen Franken an Risiko-
kapital zur Verfügung. Geführt wird
die Non-Profit-Gesellschaft von einem
CS-Expertenteam. Dieses wird von
einem Investitionskomitee unter-
stützt, in dem mehrere bekannte
Wirtschaftsexponenten vertreten
sind, so etwa der CEO der Mobiliar
Urs Berger.

keine gewinnausschüttung

Die SVC – AG für KMU Risikokapital
prüft die Finanzierungsgesuche und
vergibt günstige Kredite in Form von
Eigenkapital oder Darlehen mit Er-
folgsbeteiligung. Investiert wird in
etablierte Unternehmen und Jungun-
ternehmen, die nicht CS-Kunden sein
müssen. Kapitalrückflüsse in Form
realisierter Gewinne und zurückge-
zahlter Darlehen werden nicht aus-
geschüttet, sondern in neue Projekte
investiert.

Verbundenheit dokumentieren

Hans-Ulrich Meister, CEO der CS
Schweiz, machte keinen Hehl aus der
Tatsache, dass die Grossbank mit der
Initiative zur neuen Investitionsplatt-
form nicht nur einen Beitrag zur Stär-
kung der Schweizer Wirtschaft leis-
ten möchte. Sie will damit auch klar
ihre enge Verbundenheit mit der
KMU-Welt dokumentieren, die seit
der Finanzkrise von den Medien und
von den Linksparteien angezweifelt
worden sei. Meister, der eine «Kon-
kurrenz» zu den gewerblichen Bürg-
schaften verneint, nannte auch kon-
krete Zahlen:

n Die Risikokapital-Zinsen der SVC
– AG dürften bei unveränderter Markt-
lage etwa sechs bis acht Prozent be-
tragen.
n Vorgesehen sind langfristige Enga-
gements mit einem Zeithorizont von
vier bis sieben Jahren.
n In der Regel sollen die Finanzie-
rungen zwischen 100000 und zwei
Millionen Franken betragen.

SVC-Präsident Hans-Ulrich Müller
freute sich über die neue Partner-
schaft: «Wir arbeiten in Finanzie-
rungsfragen bereits seit 2003 eng
mit der CS zusammen. Als Koopera-
tionspartner können wir unsere Er-
fahrung und unser Netzwerk einbrin-
gen. Der SVC ist vorab dank den SVC-
Unternehmerpreis-Verleihungen in

der Schweizer Unternehmensland-
schaft stark verwurzelt.»

Breites Wirkungsfeld

Johannes «Joe» Suter, CEO der neuen
Gesellschaft, möchte durch individu-
elle Finanzierungslösungen zur erfolg-
reichen Realisierung von Projekten
und Firmengründungen beitragen. Im
Fokus seien aber auch Finanzierungen
von Nachfolgeregelungen, Manage-
ment-Buyouts, Investitionen und Fir-
menzukäufe. «Nach erfolgter Investi-
tion begleiten unsere Finanz-Experten
das jeweilige Unternehmen weiter,
womit wir auch dessen langfristige
erfolgreiche Entwicklung fördern», be-
tonte Suter. Entsprechend sprachen
Fachleute an der Vorstellung der neu-
en Firma von «Business-Erzengeln»…

Die Kredite werden nach einem de-
finierten Kriterienkatalog vergeben,
der unter anderem folgende Merk-
male umfasst:
n Relevanz für die nachhaltige Schaf-
fung oder den Erhalt von Arbeitsplät-
zen;
n ausgereifte Geschäftsideen mit Po-
tenzial und innovativem Charakter;
n zukunftsgerichtete und erfolgver-
sprechende Projekte, die die Wettbe-
werbsfähigkeit der Schweiz fördern.

Interessierte KMU können ab sofort
über die Webseite des SVC einreichen
(www.swiss-venture-club.ch/
risikokapital) Lu

Sie stellen den KMU eine neue attraktive Investitionsplattform zur Verfügung (von links): Johannes Suter (CEO der
SVC – AG für KMU Risikokapital), Hans-Ulrich Meister (CEO der CS Schweiz) und Hans-Ulrich Müller (SVC-Präsident).

link
www.svc-risikokapital.ch

Offroader-Initiative: sgv ist gegen Regulierungsexzesse.

Die Quadratur des bürokratischen Zirkels
Ein Unglück kommt selten alleine:
Kaum haben die jungen Grünen eine
sehr bedenkliche Volksinitiative ein-
gereicht, kommt Moritz Leuenbergers
Umweltdepartement (UVEK) mit ei-
nem noch seltsameren Gegenvor-
schlag. Dieser ist nämlich viel strenger
als die Initiative selber. Der sgv wehrt
sich sowohl gegen die Initiative wie
auch gegen den indirekten Gegenvor-
schlag, weil beide zwei wesentliche
Sachen vergessen: Mensch und Natur.

nichts als Verführung

Die Initiative verlangt das Verbot von
Personenwagen, die mehr als 250g
CO2/km und 2,5mg Partikel/km aus-
stossen. Das UVEK entwarf einen in-
direkten Gegenvorschlag, der vorsieht,
dass sich die Emissionswerte an die
Vorgaben der EU richten. Diese sehen
vor, die durchschnittlichen CO2-Emis-
sionen von neu immatrikulierten Per-
sonenwagen bis 2015 auf 130g/km zu
senken. Das alles hört sich gut an,
doch schnell wird es klar, dass es sich
lediglich um eine Verführung handelt.

Fälschlicherweise wird zwar von
«Offroader-Initiative» gesprochen,
aber im Visier der Initianten stehen
bei weitem nicht nur Geländewagen,
sondern alle Fahrzeuge, die als zu
gefährlich und zu umweltschädigend
angesehen werden. Das sind enorm
viele: Nur 3,4 Prozent der sich bereits
im Verkehr befindenden Personen-
wagen erfüllen sämtliche Anforde-
rungen – alle anderen dürften nach
dem Gutdünken der Initianten mit
einer Maximalgeschwindigkeit von
100km/h fahren; inklusive Polizei-
und Krankenwagen!

absurdes fahrverbot

Die Initiative würde die Schweiz wie-
der zum umwelttechnischen Einzel-
gänger machen, der sich übermässig
engagiert, ohne einen nennenswer-
ten Einfluss zu haben. Konkret be-
deutet das Verbot, dass im Winter
und in den Bergregionen niemand
mehr fahren könnte. Ausserhalb der
Stadtgebiete könnten Kinder nicht in
die Schule, Arbeitnehmer würden der

Arbeit fernbleiben und Gewerbler
könnten keine Waren transportieren.
Alle Menschen müssten somit in die
Stadt – ob das den Menschen und
der Natur dienlich ist?
Weitere Gründe sprechen gegen die
Initiative. Sie bewirkt einen volks-
wirtschaftlichen Schaden, der etwa
auf einen Fünftel des Pkw-Verkaufs-
umsatzes des Landes geschätzt wird.
Zuletzt spricht sie von einem soge-
nannten «übermässigen Verletzungs-
risiko», das angeblich von den Off-
roadern ausgeht, das jedoch weder
präzisierbar noch definierbar ist.

Das UVEk schlägt zurück

Wenn die Initiative schon sonderbar
anmutet, ist der indirekte Gegenvor-
schlag des UVEK noch schlechter:
das Departement schlägt mit Vorga-
ben um sich, welche einen techno-
logischen Fortschritt gerade verun-
möglichen.
Der bürokratische Gegenvorschlag
trägt weder der Technologie noch der
Freiwilligkeit der Marktteilnehmer

Rechnung. Unter den herrschenden
globalen Rahmenbedingungen wie
auch unter dem Kostendruck entwi-
ckelt sich die allgemeine Fahrzeug-
technologie eindeutig in Richtung ge-
ringeren Verbrauchs, Reduktion des
Ausstosses von CO2 und Mikroparti-
keln und Erhöhung der Nachhaltig-
keit (vgl. Artikel links oben). Warum
will also der Staat etwas vorschreiben,
wenn er weiss, dass sich die Bürger
von selbst um den Fortschritt küm-
mern? Was passiert bei der verord-
neten Festsetzung einer Grenze? Die
Fahrzeuge werden genau die Limite
erreichen, aber sich nicht verbessern.
Ob das für Mensch und Natur gut ist?
Noch eines kommt dazu. Das CO2-
Gesetz wird derzeit ohnehin total-
revidiert. Das UVEK will also ein sich
in der Revision befindendes Gesetz
bereits vor seiner Änderung schon
verändern. Das ist die Quadratur des
bürokratischen Zirkels.

Henrique Schneider,
politischer Sekretär des sgv
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Gudrun Sander, Vizedirektorin der
Executive School of Management,
Technology and Law der Universität
St. Gallen: «Gerade KMU stellen gerne
erfahrene Frauen an.»

WeiterbiLdung – Hochqualifizierte Mütter holen sich in einem Spezialkurs der Universität
St.Gallen den letzten Schliff für KMU-Führungspositionen.

Mehr Frauenpower für die KMU
Jedes Jahr drücken rund 20 hoch­
qualifizierte Frauen mit akademi­
schem Abschluss und mehreren Jah­
ren Berufserfahrung nochmals mo­
natelang die Schulbank. Sie besu­
chen das Weiterbildungsprogramm
«Women Back to Business – Woman
back to Work», das die Executive
School (ES) der Universität St.Gallen
gemeinsam mit Schweizer Unterneh­
men entwickelt hat. Bei den Kurs­
teilnehmerinnen handelt es sich um
Frauen, die ihrem Kind zuliebe be­
ruflich kürzer getreten sind und nach
mehrjährigem Unterbruch ihre Top­
qualifikationen endlich wieder in ei­
ner anspruchsvollen Position einset­
zen wollen.

der Weg zum Wunschjob

Und ihre Erfolgschancen sind gross.
Vom ersten Kurs­Jahrgang fanden
rund 80 Prozent der Teilnehmerinnen
ihren Wunschjob. «Gerade KMU stel­
len gerne erfahrene Frauen an. Sie
sind Generalistinnen, die einerseits
gerne Verantwortung wahrnehmen,
sich aber andererseits auch nicht zu
schade für Sekretariatsarbeiten sind»,
sagt Sander. Zudem verfügen sie über
ein grosses Netzwerk.

stipendien von Firmen

Das hat auch die Schweizer Wirt­
schaft erkannt. Firmen wie die St.Gal­
ler Kantonalbank, Helvetia, Swiss Re,
die SBB, Schindler und die Raiffeisen­
Gruppe werben um die hochqualifi­
zierten Frauen und beteiligen sich
finanziell am Projekt. «Die Unterneh­
men übernehmen die Hälfte der
24000 Franken teuren Kurskosten.
Zudem bieten sie Praktikumsplätze
für die Teilnehmerinnen an», sagt die

Kursverantwortliche Gudrun Sander.
«Im Laufe des Kurses absolvieren
die Teilnehmerinnen ein mindestens
fünftägiges Kurzpraktikum bei einem
Partnerunternehmen», weiss die ES­
Vizedirektorin.

bezug zur arbeitswelt

Selbst der Unterricht findet nicht in
den St.Galler Universitätsgebäuden
statt, sondern in verschiedenen
Schweizer Betrieben. «Für jedes Mo­
dul sind wir bei einem anderen Unter­
nehmen zu Gast», sagt Sander. «So
haben Unternehmen und Teilneh­
merinnen die Gelegenheit, sich am
Rande der Veranstaltung kennen zu
lernen.» Durch diese Vernetzungsmög­
lichkeiten finden die Frauen eventuell
schon während der Weiterbildung die
passende berufliche Herausforderung.

Zweitägige module

Der Kurs ist modular aufgebaut und
erstreckt sich über 12 Monate. Die Mo­
dule sind in der Regel zweitägig und
auf 21 Präsenztage verteilt. Sander zu
den Details: «Das Programm macht die
Teilnehmerinnen mit neuen Konzep­
ten und Modellen für die wichtigsten
Bereiche der Unternehmensführung

vertraut». Die Referierenden sind Fach­
kräfte aus der Wirtschaft oder Profes­
soren der Universität St.Gallen.
Die Module umfassen Themenberei­
che wie Strategieentwicklung/Strate­
gieumsetzung, Marketing, Organisa­
tion/Prozessmanagement, Leadership/
Personalmanagement und Finanzen/
Controlling. Zum Abschluss können
die Frauen das Erlernte in einem zwei­
tägigen Unternehmensplanspiel ver­
binden. «Die Frauen sollen ein vertief­
tes Verständnis für aktuelle wirtschaft­
liche und unternehmerische Heraus­
forderungen entwickeln», sagt Sander.

bald anmeldeschluss

Bisher wurde das Weiterbildungspro­
gramm zweimal durchgeführt. Der
neue Kurs – insgesamt der dritte – be­
ginnt im Herbst 2010. Noch sind nicht
alle der maximal 30 Plätze vergeben,
die Anmeldefrist endet am 15. Juni.
Anschliessend finden Auswahlge­
spräche in Kleingruppen statt, an de­
nen auch Verantwortliche der Part­
nerunternehmen teilnehmen.

Matthias Engel

LinK
www.es.unisg.ch/wbb

arbeitspLatZgestaLtung – Aktuelle SECO-Umfrage zeigt klare Vorteile für kleinere Büros sowie
direkten Zusammenhang mit Krankheitssymptomen und Produktivität auf.

KeinLobfürGrossraumbüros
Das Staatssekretariat für Wirtschaft
SECO hat in Zusammenarbeit mit der
Hochschule Luzern – Technik & Ar­
chitektur eine Befragung über die Ar­
beitssituation in Büros durchgeführt.
Die wissenschaftlich abgestützte Stu­
die hat Angaben ermittelt über die
Häufigkeit von beeinträchtigenden
Umgebungsbedingungen gesundheit­
lichen Symptomen, Anforderungen
und deren Erfüllung an Büros, die
Arbeitsorganisation, Stress und Ar­
beitszufriedenheit. Insgesamt haben
125 Betriebe respektive 1230 Perso­
nen zwischen 16 und 65 Jahren an
der Befragung teilgenommen, davon
56 Prozent Männer.

Lärm und schlechte Luft

Die häufigsten Umgebungsfaktoren,
die zu Beeinträchtigungen führten,
waren «Lärm im Raum» (durch Ge­
spräche im Hintergrund, Telefonate
anderer und Geräte), «trockene Luft»,
«schlechte/stickige Luft», Probleme
mit der Temperatur (zu hoch, zu
niedrig, wechselnd), «ungenügendes
Licht» und «Zugluft». Zugluft, trocke­
ne oder abgestandene Luft sowie
Lärm im Raum wurden mit zuneh­
mender Bürogrösse häufiger genannt.
In grösseren Büros wurde die Tem­
peratur eher als zu niedrig, in klei­
neren Büros eher als zu hoch einge­
stuft. Die Umgebung wurde in Räu­
men mit mechanischer Lüftung
schlechter eingestuft als in Räumen
mit natürlicher Lüftung. Generell
wurden die Umgebungsfaktoren in
kleineren Büros besser eingestuft als
in grossen.
Die am häufigsten mit dem Arbeits­
platz zusammenhängenden gesund­
heitlichen Symptome waren gereizte,
brennende oder juckende Augen, Kon­
zentrationsschwierigkeiten, Schwere­
gefühl im Kopf und Kopfschmerzen
sowie Müdigkeit. In kleineren Büros
traten die Symptome signifikant we­
niger häufig auf als in grossen Büros.

Die SECO-Studie zeigt klar: Die Grossraumbüros haben für die Betroffenen viele Nachteile.

Bei den arbeitsorganisatorischen Fak­
toren wurden ebenfalls signifikante
Unterschiede zwischen den Büroty­
pen gefunden: Die Zufriedenheit im
Allgemeinen mit der Arbeit war grös­
ser in kleinen Büros, die Arbeit wur­
de weniger oft unterbrochen und die
Attraktivität des Arbeitsplatzes wur­
de als besser bewertet. Generell ga­
ben Personen in kleineren Büros häu­
figer an, dass der Arbeitsplatz ihnen
erlaube, produktiv zu sein.

Höhere absenzen

Ein wichtiger Kostenfaktor sind Ab­
senzen. In grossen Büros wurden
häufiger krankheitsbedingte Absen­

zen gemeldet als in kleinen Büros.
Betrachtet man zusätzlich die Ein­
schränkung der Produktivität durch
das Auftreten von Symptomen erge­
ben sich dadurch weitere Nachteile
für Grossraumbüros.
Das Fazit der Befragung ist für die Stu­
dienleiterin Sibylla Amstutz eindeutig:
«Generell wurde die Arbeits­ und Um­
gebungssituation in kleinen Büros
besser bewertet als in grösseren Bü­
ros. Die Zufriedenheit im Allgemeinen
mit der Arbeit war grösser, es gab we­
niger krankheitsbedingte Absenzen
und die Häufigkeit des Auftretens von
Symptomen war geringer.» Das gröss­
te Konfliktpotenzial in Büros entstehe

durch Tätigkeiten, die Lärm oder Stö­
rungen verursachen (wie Telefonate,
Gespräche, Sitzungen etc.) und dem
Bedürfnis, ruhige Arbeiten (z.B. kon­
zentriertes Arbeiten) zu verrichten.
Bei der Planung und beim Betrieb
von Büros, speziell von Grossraum­
büros, sollten laut der Expertin daher
diese Aspekte berücksichtigt werden,
zum Beispiel durch räumliche schall­
dämmende Trennung oder speziell
abgetrennte Arbeitsbereiche. Auch
die technischen Einrichtungen wie
Lüftung, und Beleuchtung sollten
laut der Studienleiterin den Bedürf­
nissen und Arbeitsaufgaben der Per­
sonen angepasst sein. pd

Schatten für Clematis
Die bei uns so beliebten Clematis (auch Wald­
rebe genannt) brauchen wie alle Waldpflanzen
kühle Wurzeln. Das heisst konkret: die Kletter­
pflanze muss da, wo sie aus der Erde kommt,
abgedeckt werden. Dafür eignen sich beispiels­
weise Stroh, dürre Äste oder Kompost. Wichtig
ist, dass die Pflanze durch die Abdeckung trotz­
dem noch genügend Regenwasser bekommt.

Auch Stauden und Ziersträucher, die in der Nä­
he gepflanzt werden, spenden dem Wurzelbe­
reich der Clematis Schatten.

«Bienen-Trog» Deutzien
Wer Bienen im Garten Nahrung bieten möchte,
sollte Deutzien pflanzen. Die anspruchslosen
Ziersträucher mit den weissen sternförmigen
Blüten sind laut Gartenexperte Louis Rothen­
bühler «gut besuchte Bienenweiden» Ihre Blü­
tezeit ist vor allem der Juni. Die üppig blühen­

den Deutzien kommen gut einzeln in Beeten zur
Geltung, können aber auch als lockere, freiwach­
sende Blütenhecke angelegt werden. Manche
werden bis zu drei Meter hoch. Andere wie die
Zierliche Deutzie (Deutzia gracilis) erreichen
nur etwa 60 Zentimeter. Sie eignen sich für klei­
ne Gärten oder Blumenkistli.

Rosen richtig pflanzen
Die Pflanzzeit für Rosen ist üblicherweise im
Frühjahr und Herbst. In dieser Zeit werden die
Pflanzen in der Regel «wurzelnackt» – das heisst
ohne Erde um die Wurzeln – angeboten. Wer
dieses Jahr spät dran ist, kann aber auch statt­
dessen Rosen mit Topfballen pflanzen. Aufge­
passt: Rosen werden besser nicht unter Bäume
gepflanzt. Denn durch den Tropfenfall nach ei­
nem Regenschauer bleiben die Rosenblätter zu
lange feucht. So kann es leicht zu Pilzerkran­
kungen kommen. Rosen benötigten einen son­
nigen und luftigen Standort mit einem tiefgrün­
digen und wasserdurchlässigen Boden.

geLdtipp

Bauchentscheide
vermeiden
Anleger ziehen aus ihren Fehlern kaum Lehren.
Zwischen den Anlageentscheiden und ihrer Aus­
wertung vergeht nämlich regelmässig viel Zeit.
Und weil diese Entscheide von Privatanlegern
schlecht oder gar nicht dokumentiert werden,
weiss man später kaum mehr, warum man ge­
rade diese oder jene Aktie gekauft hat. Den in­
stitutionellen Anlegern, die grundsätzlich ratio­
naler vorgehen als Privatanleger, kommt der
Gruppendruck in die Quere. Innerhalb eines An­
lagekomitees ist es üblich, sich nicht auf die
Äste hinauszulassen. Man kann sich hinter der
Gruppe verstecken. Die Verantwortung für Fehl­
entscheide wird damit verwischt. Dazu kommen
Deckungsvorschriften oder andere Regulatorien,
die die Institutionellen immer wieder zwingen,
Titel im dümmsten Moment zu verkaufen. Cle­
vere Anleger können aus dem Wissen über sol­
che menschlichen und institutionellen Schwä­
chen Nutzen ziehen. Dies indem eine einmal
festgelegte Anlagestrategie konsequent durch­
gehalten und die von Zeit zu Zeit nötigen tak­
tischen Anpassungen ebenfalls nach bewusst
festgelegten Regeln vorgenommen werden. fg
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die Wanderhäufigkeit mit steigendem
Alter zu und das Wandern scheint in
der Deutschschweiz auf ein deutlich
grösseres Interesse zu stossen als in
der Romandie und im Tessin. Zudem
lässt sich ein ausgeprägter Unter­
schied beim Anteil der Wandernden
unter den Schweizer Staatsangehöri­
gen und den in der Schweiz wohn­
haften ausländischen Staatsangehö­
rigen feststellen.

wandern als wirtschaftsfaktor

Dank der grossen Beliebtheit ist das
Wandern auch ein beachtlicher Wirt­
schaftsfaktor geworden, denn die
Wandernden lassen sich ihr Hobby
auch einiges kosten: Bei der Umfrage
gaben sie an, pro Wanderung etwa 43
Franken für Transportkosten, Verpfle­
gung und allfällige Übernachtungen
auszugeben. Hochgerechnet mit der
Anzahl Wanderungen und der Zahl
an Wandernden generiert das Wan­
dern – allein bezogen auf die Schwei­
zer Wohnbevölkerung und ohne Be­
rücksichtigung von Ausrüstungsge­
genständen – somit einen Umsatz von
rund 2 Mrd. Franken. Patrick Gunti

ge zum Wandern, Spazieren, Nordic
Walking, Joggen und für weitere Akti­
vitäten. Seit der letzten grossen Sport­
studie im Jahr 2000 hat das Wandern
um knapp vier Prozent zugelegt. Es
ist damit zusammen mit dem Radfah­
ren nicht nur die beliebteste, sondern
auch eine der hierzulande am stärks­
ten wachsenden Bewegungsformen.

130 Millionen wanderstunden
jährlich

Aus der Studie geht hervor, dass ein
durchschnittlicher Wanderer jährlich
rund 20 Wanderungen unternimmt,
die im Mittel 3,5 Stunden dauern.
Dies ergibt bei rund 2 Millionen Wan­
dernden – Kinder, ältere Senioren
und ausländische Touristen nicht ein­
gerechnet – eine beeindruckende
Zahl von 130 Millionen Wanderstun­
den pro Jahr. Sie legen dabei eine
Strecke zurück, die 13000­mal um
die Erde führen würde.
Zur Popularität des Wanderns tragen
verschiedene Faktoren bei. Werden
Wandernde nach ihren Motiven be­
fragt, so stehen Aspekte wie Natur,
Landschaft und Berge, Bewegung
und Fitness, Entspannung und Ge­
sundheit sowie Geselligkeit im Vor­
dergrund. Dieses Bündel unterschied­
licher Motive trifft in der Schweiz auf
eine gut ausgebaute Infrastruktur, die
in der Wahrnehmung der Bevölke­
rung nur wenige Verbesserungswün­
sche offen lässt.

Bessere Verknüpfung mit dem ÖV

Es gibt aber auch Dinge, die beim
Wandern stören. Motorfahrzeugver­
kehr und Hartbelagstrecken auf Wan­
derwegen rangieren neben herumlie­
gendem Abfall an erster Stelle. Män­
gel bei der Signalisierung werden
selten beobachtet, können das Wan­
dererlebnis jedoch erheblich trüben.
Dem laufenden Unterhalt der Signa­
lisierung sowie der Erhaltung unge­
teerter, autofreier Wanderwege wol­
len die Schweizer Wanderwege ent­
sprechend auch in Zukunft grosse
Aufmerksamkeit schenken.
Obwohl für einen Grossteil der Be­
fragten die Erreichbarkeit mit dem
öffentlichen Verkehr sehr wichtig ist,
zeigen die Zahlen auch, dass gut 50
Prozent der Wandernden mit dem
Privatauto anreisen. Im Interesse ei­
nes nachhaltigen Freizeitverkehrs
möchten die Schweizer Wanderwege
und das Bundesamt für Strassen die
vom eidg. Fuss­ und Wanderwegge­
setz verlangte Verknüpfung des Wan­
derwegnetzes mit dem öffentlichen
Verkehr weiter verbessern.

Soziale Grenzen überwinden

Wandern kennt ausserdem kaum so­
ziale Grenzen: Der Anteil der Wan­
dernden ist weitgehend unabhängig
vom Bildungs­ und Einkommensni­
veau wie auch vom Geschlecht. Deut­
liche Unterschiede zeigen sich jedoch
beim Alter, bei den Sprachregionen
und bei der Nationalität: So nimmt

Seit über 75 Jahren sind die gelben
Wander­Wegweiser mit schwarzer
Schrift in der Schweiz allgegenwärtig
und weisen Wandernden landauf,
landab auf ihren Touren den Weg.
Ihren Ursprung haben die Wegweiser
in einer Initiative des Lehrers Johann
Jakob Ess, der um 1930 nach einer
gefährlichen Wanderung mit der
Schulklasse entlang der Passstrasse
auf den Klausen eine gute Idee hatte:
Die Flursträsschen und Fusswege,
welche gemäss Landkarte zum sel­
ben Ziel führten wie die Passstrasse,
sollten mit Wegweisern als Wander­
wege gekennzeichnet werden. Er
fand Verbündete, und am 15. Dezem­
ber 1934 wurde der nationale Ver­
band der Wanderweg­Bewegung aus
der Taufe gehoben.

60 000 kilometer
signalisierte wanderwege

Gleich zu Beginn wurde der einheit­
liche und bis heute gültige Wegwei­
sertypus festgelegt. Schlag auf Schlag
wurden in verschiedenen Kantonen
Vereine gegründet, die sich an die
Planung und Signalisation geeigneter
Routen machten. Heute sind die gel­
ben Wegweiser und Markierungen in
der Schweiz allgegenwärtig: Über
60000 Kilometer einheitlich signali­
sierte Wanderwege sowie 6000 Kilo­
meter nationale und regionale Routen
erschliessen die vielfältige Landschaft
der Schweiz – ein weltweit einmali­
ges Angebot. Zu verdanken ist es zu
einem grossen Teil dem ehrenamtli­
chen Engagement der kantonalen
Wanderweg­Organisationen, der fi­

nanziellen Unterstützung von Mit­
gliedern und Gönnern sowie guten
staatlichen Rahmenbedingungen. Der
Dachverband Schweizer Wanderwe­
ge setzt sich gesamtschweizerisch für
eine einheitliche Signalisation und
hohe Qualität der Wanderwege ein
und vertritt die Interessen der Wan­
dernden auf nationaler Ebene.

wandern wird immer beliebter

Das Wanderwegnetz wird rege ge­
nutzt, wie eine im vergangenen Jahr
publizierte Studie der Schweizer Wan­
derwege und des Bundesamtes für
Strassen zeigt: Gemäss der Erhebung
bezeichnet sich ein Drittel der Wohn­
bevölkerung als aktive Wanderer.
Rund drei Viertel der Schweizer Wohn­
bevölkerung benutzen die Wanderwe­

(1:25000), GPS­Daten während der
Wanderung sowie die Anzeige der
Points of Interest unterwegs.

In der Schweiz und weltweit

In den Euro­Ländern wird ST im
Sommer zusammen mit den kom­
merziellen Partnern rund 250 Pau­
schalen zum garantierten Euro­Preis
anbieten. Im Rahmen des «Jahres des
Wanderns» sind zudem zahlreiche
Promotionen in der Schweiz und
weltweit vorgesehen. pg

Auf 60000 markierten Wanderweg­
kilometern liegen Wandernden in der
Schweiz alle Schönheiten der Natur
zu Füssen. Grund genug für Schweiz
Tourismus (ST), 2010 zum «Jahr des
Wanderns» zu erklären. Um die Aus­
wahl aus diesem grossen Angebot zu
vereinfachen, hat Schweiz Tourismus
(ST) zusammen mit Partnern die 32
attraktivsten Wanderungen für jeden
Geschmack und jedes Niveau ausge­
wählt.
Diese sind auf www.MySwitzerland.
com/wandern detailliert mit Karte,
GPS­Daten zum Downloaden und
Höhenprofil beschrieben. Zoomt man
auf die Detailkarte der Schweiz
(Google Earth), erhält man eine Fül­
le weiterer Informationen über die
gewählte Route. Der Wanderfinder
hilft, unter 250 Vorschlägen eine auf­
grund der Kriterien Schwierigkeit,
Wanderzeit oder Thema massge­
schneiderte Wanderung zu finden.
Die neue ST­Sommerbroschüre «Ber­
ge und Seen» enthält weitere Wan­
dervorschläge in den verschiedenen
Schweizer Regionen, jeweils beglei­
tet von einem Webcode, über den
man auf MySwitzerland.com detail­
lierte Informationen erhält.

32 wanderungen auf dem iphone

Mit der kostenlosen Wander­App
«Swiss Hike» hat ST die 32 Wanderun­
gen in Zusammenarbeit mit Schweiz­
Mobil und swisstopo ausserdem auch
aufs iPhone gebracht. Zu den interes­
santesten Funktionen dieser Applika­
tion gehören unter anderem die Sor­
tiermöglichkeit der Wanderungen nach
Dauer, Schwierigkeit, Entfernung zum
aktuellen Standort, Angaben über die
Rücktransportmöglichkeiten, detail­
lierte swisstopo­Karten der Routen

SchweIz tourISMuS

«Jahr des Wanderns 2010»

wAnDerLAnD SchweIz – Das Wandern bietet Genuss, aktive Erholung und Wohlfühlerlebnisse. Dank steigender Beliebtheit in der
Bevölkerung ist es ausserdem zu einem gewichtigen Wirtschaftsfaktor geworden.

DasWandern istdesSchweizersLust

Seit über 75 Jahren wird Wandernden in der Schweiz schwarz auf gelb der Weg gewiesen.

Die grandiose Aussicht als Lohn nach dem Aufstieg.

LInkS
n www.swisshiking.ch
n www.myswitzerland.com/de/

erlebnisse/wandern.html
n www.swisstopo.admin.ch/internet/

swisstopo/de/home.html
n www.sac-cas.ch

Wandern: Wohlfühlerlebnis in der freien Natur. BilD SchWEizEr WanDErWEGE

BilD SchWEizEr WanDErWEGE

BilD SchWEizEr WanDErWEGE

Wandernacht und
Wandertrophy 2010
Kühl, mystisch, manchmal richtig
unheimlich: Wandern bei Vollmond-
licht hat seinen ganz besonderen
reiz. in der Vollmondnacht vom
26. auf den 27. Juni 2010 findet
die 5. Schweizer Wandernacht statt.

wandertrophy 2010

im von Schweiz Tourismus zum
«Jahr des Wanderns» ausgeru-
fenen 2010 präsentiert der Ver-
band Schweizer Wanderwege mit
seinen Partnern ausserdem die
«Schweizer Wandertrophy 2010».
12 wunderschöne Wanderrou-
ten können individuell oder an-
lässlich einer Event-Serie genos-
sen werden. Die 12 Wanderungen
finden zwischen dem 18. august
und dem 31. Oktober statt.

www.wandernacht.ch
www.swisshiking.ch

Wandern bei Vollmond hat seinen
ganz besonderen Reiz.

BilD SchWEizEr WanDErWEGE



engagieren, müssen einerseits wis-
sen, dass ich verlässlich bin und ex-
akt arbeite.» Andererseits sollten sie
sich aber auch darauf verlassen kön-
nen, dass er beziehungsweise je-
mand aus seinem Team rasch und
unkompliziert vorbeikommt, wenn
es einen Fehler zu beseitigen gilt.
«Das richtige Krisenmanagement
schafft Vertrauen.»

Letzigrundstadion mitgebaut

Wichtig sei auch der Innovationswil-
le. «Auch ein Spengler sollte auf die
ästhetische Wünsche seiner Kund-
schaft eingehen», so Lutz. Wenn ein
Spengler eine Fassadenverkleidung,
eine Abdeckung oder ein Blechdach
anfertige, sollte er die Metallteile nicht
nur möglichst präzise, sondern in der
gewünschten Form durch Löten, Nie-
ten und Schweissen verbinden.
Das Team der E. Lutz AG ist zumeist
beim Bau oder der Sanierung von
Wohnhäusern und Gebäuden aktiv,
vorwiegend in der Innerschweiz.
Manchmal wird das Familien-KMU
aber auch mit der Herstellung von
kunstgewerblichen Gegenständen
wie Turmspitzen oder mit den Speng-
lereiarbeiten bei national bekannten
Prestigeobjekten vertraut.
«Wir haben die Dachrand-Stirnbeklei-
dung auf der Innenseite des Stadions
und diverse Blechanschlüsse des Letz-
grundstadions angefertigt und mon-
tiert», sagt Ernst Lutz. Er habe sich
nicht aktiv um den Auftrag beworben,
sondern sei im Sog als Unterakkor-
dant vom Flachdachunternehmer en-
gagiert worden. «Dieser Auftrag hat
uns natürlich besonders gefreut», gibt
er unumwunden zu. Er hält den Sta-

Der Luzerner Ernst Lutz ist ein um-
gänglicher Spenglermeister. Er hat
stets ein offenes Ohr für seine Mitar-
beiter, in Gesprächen mit Kunden,
anderen Handwerkern, Architekten
oder der Bauherrschaft zeichnet er
sich immer durch einen angenehmen
Tonfall aus.
In gewissen Situationen eckt er aber
an: «Wenn ich auf der Baustelle be-
merke, dass eine Ausführung strikt
nach Bauplänen Mängel oder zusätz-
liche Bau- beziehungsweise Unter-
haltskosten zur Folge haben könnte,
beginne ich Fragen zu stellen», er-
klärt er. Er lässt es sich auch nicht
nehmen, bauliche Lösungen vorzu-
schlagen, die ein Bauprojekt aufwer-
ten.
Lutz will sich dabei keineswegs als
Besserwisser aufspielen, sondern zum
Wohle aller am Bau Beteiligten sowie
der künftigen Nutzer handeln. «Irren
kann man sich immer. Wichtig ist es,
die Konsequenzen rechtzeitig zu er-
kennen und sie sich einzugestehen»,
sagt er. Während viele Bauherren und
Handwerker froh seien, wenn er sie
auf die Gefahr eines späteren Bau-
mangels hinweise, würden andere

gleichgültig oder sogar abweisend
reagieren. Die Gründe dafür, warum
Projektverantwortliche mit der Kritik
von Ernst Lutz nicht richtig umgehen
wollen oder können, sind unterschied-
lich. Ausschlaggebend können eben-
so Kostengründe sein wie die Angst
davor, einen Bautermin zu verpassen
und sich eine mögliche Konventional-
strafe einzuhandeln.

Sich treu bleiben

«Ich lasse mich nicht umstimmen,
wenn ich erkannt habe, dass die Aus-
führung nicht richtig ist», sagt Lutz.
Meist gehe es doch nur um die Ände-
rung eines Abschlussdetails oder um
einen anderen Winkel. «Ich setze in
solchen Fällen auf mein Bauchgefühl.
Das sollte jeder erfahrene Handwer-
ker tun.» Er diskutiere engagiert und
würde im Notfall auch nicht davon
zurückschrecken, sich von einem Auf-
trag zurückzuziehen. «Ich habe ein-
mal auf einer Baustelle den Projekt-
verantwortlichen ein Dokument zum
Unterschreiben in die Hand gedrückt,
das mich vor allfälligen Haftungs-
pflichten befreien sollte.» Erst an die-
sem Punkt hatte die Bauherrschaft

Einsehen, dass sie besser die Bauplä-
ne den Regeln der Baukunst anpasst.

Über Region hinaus bekannt

Die E. Lutz AG hat sich dank der
Hartnäckigkeit ihres Chefs längst
über die Region Luzern hinaus einen
guten Namen verschafft. Dabei exis-
tiert das Unternehmen erst seit 1986.
Natürlich habe es ihm in den An-
fangsjahren geholfen, dass er dank
seinem Engagement in der Politik, in
der Feuerwehr und vor allem im Ge-
werbeverband – er war Präsident des
Spengler- und Installateurverbandes
der Stadt Luzern – über ein grosses
Netzwerk verfüge. Doch den heuti-
gen Erfolg habe er der fachlichen
Kompetenz zu verdanken.
Ernst Lutz weiss aus langjähriger Er-
fahrung, dass nicht die Perfektion in
Handwerkerberufen das Entschei-
dende ist, sondern die Art, wie man
mit Fehlern umgeht. «Ich muss als
Spengler zu meinen Fehlern stehen
können», sagt er. «Kunden, die mich

dionbau nach wie vor für ein gelun-
genes und schönes Projekt, die mitt-
lerweile festgestellten Baumängel ste-
hen mit den Arbeiten seines Teams
in keinem Zusammenhang.

Bereits acht Kirchen

Stolz ist Ernst Lust auch auf einen
anderen Leistungsausweis, wie er
verrät. «Eine alte Handwerkerregel
besagt, dass jeder Spenglermeister
einmal in seiner Karriere einen Kir-
chenturm einkleidet», erzählt er. Er
habe jedoch inzwischen schon zum
achten Mal die Gelegenheit erhalten,
bei Kirchensanierungen mitzuhelfen
und Spenglerarbeiten auszuführen.
«Ich bin eigentlich der Meinung, ein
Spengler solle solche ‹Kirchenarbei-
ten› im eigenen Dorf ausführen kön-
nen.» Manchmal ergebe sich ein sol-
cher Auftrag dennoch, besonders
dann, wenn die Erfahrung und Fach-
kompetenz gefragt ist. Da zahle sich
seine Weiterbildung zum eidg. dipl.
Spenglermeister aus.

Teil des Bau Kompetenz Teams

Zu passives Auftreten am Markt kann
man der E. Lutz AG nicht vorwerfen.
Das KMU hat sich dem Bau Kompe-
tenz Team angeschlossen. BKT ist ein
Verbund von bekannten und renom-
mierten Unternehmen der Baubran-
che aus dem Raum Luzern. «Die po-
sitiven Erfahrungen aus gemeinsa-
mer Zusammenarbeit haben den
Grundstein für das BKT gelegt», sagt
Ernst Lutz. Ob Umbauten, Ausbau-
ten, Anbauten, Sanierungen oder Ge-
bäudeunterhalt, die sieben beteilig-
ten KMU können die ganze Kette von
der Planung bis zur Schlüsselüber-
gabe aus einer Hand anbieten. Der
definitive Beweis dafür, dass Ernst
Lutz ein umgänglicher Spenglermeis-
ter ist. Matthias Engel

In der Werkstatt der E. Lutz AG wur-
de kürzlich die Kupferbekleidung ei-
ner Kuppel für einen Gartenpavillon
angefertigt. Stehen soll der Pavillon
dereinst nicht etwa am Ufer des Vier-
waldstättersees, sondern im Grünen
in der Nähe des Städtchen Saint-Cyr-
sur-Mer an der französischen Côte
d’Azur. «Der deutsche Kunde hat für
sein Bauvorhaben die Wyss Metall-
bau AG aus Luzern-Littau engagiert»,
erzählt Ernst Lutz. Nach Detailge-
sprächen und Offerte habe sich Me-
tallbauer Wyss für die E.Lutz AG ent-
schieden.
«Sicher ist die Arbeit anspruchsvoll
und erfordert viel Geschick und ein
genaues Auge», erklärt der Unterneh-
mer. Aber für die Mitarbeiter sei ein
solches Projekt eine besondere Mo-
tivation.

Flug nach Marseille

Erst hatten nur zwei Mitarbeiter In-
teresse gezeigt, sich freiwillig für die
Montage am Mittelmeer zu melden.
Doch mittlerweile möchten sie fast

alle in das in der Nähe von Marseille
gelegene Städtchen. Vorerst aber ist
die Fahrt nach Südfrankreich ebenso
aufgeschoben wie der Materialtrans-
port der tonnenschweren Kuppel.
Ernst Lutz erklärt, wieso. «Die Kup-
pel ist montierbereit, die Transport-
logistik, mit der wir nichts zu tun
haben, steht ebenso fest. Die Mon-
tage wird aber durch jene französi-
schen Arbeiter verzögert, die am Fun-

dament arbeiten», sagt er. Sie hätten
es nicht geschafft, ihre Bauphase ter-
mingerecht abzuschliessen, und sind
immer noch an der Arbeit. So kann
Ernst Lutz seine Werkstatt vorder-
hand nicht für einen Abstecher nach
Südfrankreich hinter sich lassen.

Für eine Bahamas-Villa

Es geht aber noch exotischer. «Wir
haben auch einen Auftraggeber, der
auf den Bahamas baut», verrät Ernst
Lutz. Ein Luzerner, der dort seinen
Traum von der Karibikvilla verwirk-
licht, hat die E. Lutz AG mit der An-
fertigung und Lieferung der Speng-
lerbleche betraut. Die Bauteile wer-
den aber nicht auf der Insel, sondern
in der Werkstatt in der Innerschweiz
angefertigt. «Die Montage vor Ort
übernehmen heimische Arbeiter», so
Lutz. Zwar habe er mit dem Gedan-
ken gespielt, für die Montage auf die
ferne Insel zu fliegen. «Mein Zeitplan
lässt einen Besuch der Bahamas-Bau-
stelle aber nicht zu», bedauert er.

met

David Huwiler ist einer von zwei Lehrlingen im Familien-KMU.

Ernst Lutz hat gemeinsam mit
seiner Frau Maria Luisa die Speng­
lerei am 1.4.1986 gegründet.
Als Zwei­Mann­Betrieb gestartet,
beschäftigte die E. Lutz AG be­
reits Anfang der Neunzigerjahre
10 Mitarbeiter. Aktuell sind nebst
Ernst Lutz und seiner Frau acht
Mitarbeiter und zwei Lehrlinge im
Betrieb tätig.

daS unTeRnehMen

Ernst und Maria Luisa Lutz mit ihrem Team.

Warum eine Kuppel aus Luzern bald am Mittelmeer steht.

Mit Südfrankreich verkuppelt

e. LuTZ aG – Luzerner Bauspenglerei wagt sich auch an knifflige Projekte wie das Letzigrundstadion. Firmenpatron Ernst Lutz ist
bekannt dafür, mögliche Fehlplanungen direkt auf der Baustelle auszudiskutieren.

LutzsetztaufseinBau(ch)gefühl
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LInKS
www.elutzag.ch
www.bau-kompetenz-team.ch

Die Spenglereifirma war am Bau des
Letzigrundstadions beteiligt.

Mitarbeiter Josef Zholi arbeitet an
der Kuppel des südfranzösischen
Gartenpavillons.
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OhneDruckgehtgarnichts

Rudolf Strahm*,
alt Nationalrat und ehemali-

ger Preisüberwacher, über
die Höhere Berufsbildung

Kopf der WoCHetrIBÜNe

zaHleN der WoCHe

Mehr Konkurs­
eröffnungen

2009 wurden in der Schweiz 11587
Konkurse gegen juristische und na-
türliche Personen eröffnet. Gegen-
über 2008 bedeutet dies einen An-
stieg um 846 Fälle oder 8 Prozent.
Diese Zahlen stehen für die grösste
absolute und relative Zunahme der
Konkurseröffnungen in den letzten
zehn Jahren. Die durch die Turbu-
lenzen im Finanzsektor ausgelöste
Wirtschaftskrise hat damit deutliche
Spuren hinterlassen.

In allen Grossregionen lag die Zahl
der eröffneten Konkurse 2009 höher
als im Vorjahr. Die höchsten prozen-
tualen Zunahmen hatten die drei
Grossregionen Tessin (+26%), Zü-
rich (+18%) und Zentralschweiz
(+17%) zu verbuchen. In der Gross-
region Tessin wurden insgesamt 564
Konkurse eröffnet, in den Grossregi-
onen Zürich und Zentralschweiz wa-
ren es 1713 beziehungsweise 1067.

Die aus den Konkurserledigungen ent-
standenen Verluste gingen 2009 im
Vergleich zum Vorjahr gesamtschwei-
zerisch um 12 Prozent oder 305,8 Mil-

lionen Franken zurück. Sie beliefen
sich auf 2,2 Milliarden Franken. Das
sind die geringsten Gesamtverluste der
letzten zehn Jahre und sie erreichen
nur 48 Prozent der Rekordsumme von
4,70 Milliarden aus dem Jahr 2004.

Relativ stabil erfolgt die Entwicklung
bei den Betreibungshandlungen. 2009
wurden 2,5 Millionen Zahlungsbe-
fehle ausgestellt. Das sind 1,6 Prozent
mehr als im Vorjahr. Gleichzeitig ist
die Zahl der vollzogenen Pfändungen

mit 1,4 Millionen stabil geblieben.
Dagegen wurden gegenüber dem Vor-
jahr –1,2 Prozent weniger Verwertun-
gen vorgenommen. Ihre Zahl ist um
5600 auf 464900 gesunken. Das ist
die erste Abnahme seit 2003.

alexaNder tsCHäppät

Ausgerechnet…
Ach, was haben sie gelacht in Bern. Endlich
konnten sie mal wieder mit dem blutten Finger
auf die «Zürihegle» zeigen. Deren Stadtregie-
rung hatte sich entblödet, Übertragungen von
WM-Spielen aus Südafrika zwar auf öffentli-
chem Grund (wie grosszügig!), aber ohne Ton
zu erlauben. Das sei wie ein Skirennen ohne
Zeitmessung, liess sich der Berner Stadtpräsi-
dent Alexander Tschäppät zitieren und kom-
mentierte hämisch: «Die Zürcher Lösung ist
typisch zürcherisch, eine Lösung wie ein Sta-
dion, das man baut und dessen Dach man mit
Pfeilern stützen muss.» Die Berner Beizer dürf-
ten die Spiele «wie immer» mit Ton zeigen:
«Wir sind eben pragmatisch.»
Von wegen: Ausgerechnet der Tschäppät macht
sich über die Zürcher lustig. Die nicht immer
restlos trinkfeste Karikatur des Cüpli-Sozis ist
sich nicht zu schade, im promillenreichen Zu-
stand üble Lieder gegen Christoph Blocher
mitzugrölen. Er, der früher gerne mit Krawat-
ten herumspazierte, auf denen Pin-up-Girls zu
sehen waren. Ausgerechnet er lässt nun sei-
nen Beamten – pardon: den Beamtinnen und
Beamten – beibringen, wie Sprache im kom-
menden Zeitalter der totalen Gleichberechti-
gung zu klingen hat. In einem «Sprachleitfa-
den» für eine geschlechtergerechte Berner
Stadtverwaltung wird unter dem Titel «Fuss-
gängerstreifen oder Zebrastreifen?» postuliert,
statt «Mannschaft» besser die Begriffe «Team»
oder «Gruppe» zu benützen. Statt «Ausländer-
stimmrecht» solls heissen «Stimmrecht für Aus-
länderinnen und Ausländer». Aus dem «Mit-
arbeitergespräch» wird das «Beurteilungs-
gespräch», und statt «kundengerecht» heissts
Neubernisch nun «entspricht den Wünschen
der Kundschaft».
Gleichberechtigung in Ehren. Dennoch darf
man sich fragen, was das Ganze soll. Und vor
allem, was es kostet. Bern hat, so ist seit Jah-
ren klar, nicht genügend Geld für die öffentli-
che Sicherheit. Für eine politisch korrekte
Spracherziehung aber reicht es allemal… Toll,
denn schliesslich muss man – frau natürlich
auch – Prioritäten setzen. Und nun wissen wir
wenigstens, warum Bern partout die Steuern
nicht senken kann. – Ach ja, wenn wir schon
dabei sind, wie an der Aare die Prioritäten ge-
setzt werden: Seit dem Jahr 2005 läuft hier ein
Verfahren gegen einen Hobby-Heiler, dem vor-
geworfen wird, vermutlich mit Absicht 19 Men-
schen mit dem HIV-Virus angesteckt zu haben.
Die unglaubliche Geschichte ist dieser Tage
publik geworden – Jahre, nachdem die Vor-
untersuchung begonnen hat. Niemand fand es
nötig, vor dem todbringenden Heiler zu war-
nen. Ist es Zufall, dass sich dies ausgerechnet
in Bern zugetragen hat?
Zurück zu «Tschäppu»: Er selber wird durch
das herrlich-dämliche Elaborat seiner Gleich-
schaltungsemanzen bestimmt nicht zum Frau-
enverstehenden. Henusode… Wir freuen uns
jedenfalls schon heute, wenn dereinst die Ber-
ner Wöchnerinnen (oder muss es jetzt heissen
Wöchner und Wöchnerinnen?) eine Mutter-
schaftsanerkennung unterschreiben müssen,
bevor sie mit ihrem Sprössling (oder ihrer
Sprosse?) das Spital verlassen und über den
Fussgängerinnenstreifen auf einem schwarz-
gelb gestreiften Zebra in eine leuchtende rot-
grüne Zukunft reiten.
Übrigens: Die Zürcher sind am Ende gescheiter
geworden; die WM gibts nun doch mit Ton. In
Bern dauert Umdenken länger. Und das lässt
uns für einmal hoffen.

Gerhard Enggist

ten, ETH und Fachhochschulen) und der
Tertiärstufen B (Höhere Fachschulen, Höhere
Fachprüfungen und Berufsprüfungen) muss
angeglichen werden.
Es braucht zweitens eine Neuordnung der
Titeläquivalenz. Die berufspraktischen Ausbil-
dungsgänge müssen gleichwertig mit den rein
schulischen Bildungsmodulen gewichtet und
valorisiert werden. Der im Bau befindliche
Europäische Qualifikationsrahmen (EQR) der
Berufe kann zu einem nützlichen Instrument
werden, wenn er die duale Berufsbildung
respektiert – andernfalls wird er zu einem
Berufspraxis-Killer.
Seit Jahren ist das Problem hängig. Seit Jahren
werden Berichte und Masterpläne produziert
und schubladisiert, doch man ist nicht über
Versprechen und Zusicherungen hinausge-
kommen. Ich plädiere dafür, dass nun die
entsprechenden Kapitel im schweizerischen
Berufsbildungsgesetz (Kapitel 3 und 4 BBG)
im erwähnten Sinn ergänzt werden. Der Ge-
setzgeber muss die strategischen Vorgaben an
die Ämter in diesem Bereich verstärken. Diese
beiden Kapitel sind bei der Entstehung des
BBG von 1998 bis 2002 in der Ära Couchepin
zu kurz gekommen. Der damals zuständige
Bundesrat Pascal Couchepin hatte für die
Berufsbildung wenig Wertschätzung übrig. Für
ihn, den wirtschaftsfernen Rechtsanwalt aus
der Provinz, hatte die Berufslehre bloss den
Geruch eines Arme-Leute-Jobs. Diese Ignoranz
gilt es nun zu korrigieren. Dazu braucht es
politischen Druck.
Der ganzen Berufsbildungszene – ich meine
die Lehrpersonen an Berufsfachschulen, die
Berufsbildner, Lehrbetriebe und Gewerbe-
kreise – mangelt es in Sachen Bildungspolitik
oft an Selbstvertrauen und Selbstbewusstsein.
Alles spricht von Akademisierung und Tertiär
A, und alle lassen sich beeindrucken. Die
vom Bund mit 38 Millionen Franken finan-
zierten Akademien der Wissenschaften betrei-
ben ein offensives politisches Lobbying zu-
gunsten der Universitätsfinanzierung. Die
Gleichwertigkeit und Gleichbehandlung der
höheren Berufsbildung braucht deshalb politi-
schen Druck – und ein bisschen mehr Selbst-
vertrauen.

*Rudolf Strahms Buch «Warum wir so reich sind»
erscheint im Juni 2010 in 2., aktualisierter und nach­
geführter Auflage (hep­Bildungsverlag Bern).

Da gibt es einen dreissigjährigen Schwei-
zer Techniker, der während drei Jahren
die Höhere Fachschule (HF Technik)

besucht hat. Ursprünglich hatte er eine Berufs-
lehre absolviert und das Eidgenössische Fähig-
keitszeugnis erworben. Darauf hat er nach
Sprach- und Informatikkursen berufsbegleitend
eine berufliche Weiterbildung gemacht und
anschliessend eben die HF Technik während
drei Jahren – ebenfalls berufsbegleitend.
14 Jahre Betriebs- und Berufspraxis hat er
bereits hinter sich. Nun kann er sich Techniker
HF nennen. Er kennt die neuesten Technologi-
en und gewährleistet als Vorgesetzter deren
Transfer in die betriebliche Wirklichkeit.
Dort ist auf der andern Seite ein «European
Industrial Engineer» mit dem Titel eines Bache-
lors oder Masters einer deutschen Technischen
Hochschule. Er hat das Abitur hinter sich, dann
ein dreijähriges Vollstudium. Die betriebliche
Wirklichkeit kennt er bloss von einem kurzen
Pflichtpraktikum, und nun bewirbt er sich in
der Schweiz als Bachelor in Applied Sciences
(Technik) oder als «Industrial Engineer».
Dieser deutsche Hochschulabsolvent ohne jede
Berufspraxis kann sich mit einem akademi-
schen Titel schmücken. Der Schweizer HF-Ab-
solvent muss sich demgegenüber mit einem
Titel begnügen, der in ganz Europa als Aller-
weltsbezeichnung für einfache Maschinen-
bediener und technische Hilfskräfte gilt.
Die Benachteiligung durch die unterschiedliche
Titelbewertung ist auf dem Arbeitsmarkt
offensichtlich. Erst mit der realen Personenfrei-
zügigkeit werden nun die Ungerechtigkeiten in
der Titelbezeichnung bewusst. Die staatliche
Bürokratie hatte die Titel-Äquivalenz sträflich
vernachlässigt.
Eine ähnliche Ignoranz gegenüber der Höheren
Berufsbildung gibt es bei der öffentlichen
Finanzierung. Der Absolvent einer Höheren
Fachschule zahlt bei uns im Durchschnitt 4000
Franken pro Jahr, doch oft belaufen sich die
Kurskosten auf 10000 bis 12000 Franken pro
Jahr. Für einen Vorbereitungskurs auf eine
Prüfung zahlt der Absolvent durchschnittlich
rund 5000 und für die Prüfung dann noch
5200 Franken.
Demgegenüber zahlen die Universitätsstuden-
ten derzeit 600 bis 800 Franken pro Studien-
semester, im schweizerischen Durchschnitt
etwa 1400 Franken pro Jahr. Die Steuerzahler

finanzieren jedoch laut neuesten Zahlen aus
dem Bundesamt für Statistik jährlich jedem
Studenten je nach Fakultät zwischen 18000
und 96000 Franken die Studienkosten.
Ich plädiere nicht für einen Abbau der öffentli-
chen Beiträge an die universitäre Tertiärbil-
dung. Aber es braucht erstens eine Anglei-
chung der öffentlichen Mittel. Die öffentliche
Finanzierung der Tertiärstufen A (Universitä-

Warum soll sie für ihre Höhere Berufsbildung
massiv mehr bezahlen als ihre Kollegin, die ein Uni-
Studium absolviert?


